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5. § 1 Abs. 2 und § 3 des Ausbildungsvergütungstarifvertrages
Nr. 5 für Auszubildende (Ost),

6. § 1 Abs. 2 des Ausbildungsvergütungstarifvertrages Nr. 5
für Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des Kranken-
pflegegesetzes oder des Hebammengesetzes ausgebildet
werden (Ost),

7. § 1 Abs. 2 und Abs. 4 Unterabs. 2 des Entgelttarifvertrages
Nr. 5 für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum (Ost).

§ 2
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1999 in
Kraft.

Bonn, den 5. März 1999

Änderungstarifvertrag Nr. 6
vom 5. März 1999

zum Manteltarifvertrag für Auszubildende
(Mantel-TV Azubi-O)

Zwischen

der Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch das Bundesministerium des Innern,

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder,
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände,
vertreten durch den Vorstand,

einerseits

und (den vertragschließenden Gewerkschaften) andererseits 

wird folgendes vereinbart:

Einziger Paragraph

In § 23 Abs. 5 Unterabs. 2 des Manteltarifvertrages für Auszu-
bildende (Mantel-TV Azubi-O) vom 5. März 1991, zuletzt
geändert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 5 vom 5. Mai
1998, wird mit Wirkung vom 1. Januar 1999 das Datum 
„31. Dezember 1998” durch das Datum „31. März 2000” er-
setzt. 

Bonn, den 5. März 1999

Tarifverträge vom 5. März 1999
über die Neuregelung der Vergütungen, Löhne usw.

ab 1. Januar 1999 bzw. 1. April 1999 
(Lohnrunde 1999)
-Tarifgebiet Ost-

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen
- 16 - 4 - B 4320 - 142 -

Vom 2. August 1999

Nachfolgend werden die Texte der o. g. Tarifverträge bekannt-
gegeben:

Tarifvertrag
vom 5. März 1999

zum Wiederinkrafttreten von Bezügevorschriften
im Tarifgebiet Ost

Zwischen

der Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch das Bundesministerium des Innern,

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder,
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände,
vertreten durch den Vorstand,

einerseits

und (den vertragschließenden Gewerkschaften)

andererseits

wird folgendes vereinbart:

§ 1
Wiederinkrafttreten von Bezügevorschriften

Die nachstehend aufgeführten Vorschriften der Tarifverträge
vom 5. Mai 1998 für die Angestellten, Arbeiter und Auszubil-
denden im Tarifgebiet Ost werden wieder in Kraft gesetzt:

1. § 2 Abs. 2 bis 5, § 3 Abs. 1 und § 4 des Vergütungstarifver-
trages Nr. 5 zum BAT-O für den Bereich des Bundes und für
den Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Länder,

2. § 2 Abs. 2 bis 5, § 3 Abs. 1 und § 4 des Vergütungstarifver-
trages Nr. 5 zum BAT-O für den Bereich der Vereinigung
der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA),

3. § 1 Abs. 2 und 3 und § 2 Abs. 1 des Monatslohntarifvertra-
ges Nr. 5 zum MTArb-O,

4. § 2 Abs. 2 des Monatslohntarifvertrages Nr. 5 zum 
BMT-G-O,
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Tarifvertrag 
vom 5. März 1999

zur Änderung der Zuwendungstarifverträge (Ost)

Zwischen

der Bundesrepublik Deutschland,
vertreten durch das  Bundesministerium des Innern,

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder,
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände,
vertreten durch den Vorstand,

einerseits

und (den vertragschließenden Gewerkschaften)

andererseits

wird folgendes vereinbart:

§ 1
Änderung der Zuwendungstarifverträge

Die Protokollnotiz bzw. Protokollerklärung Nr. 1 zu § 2 des Ta-
rifvertrages über eine Zuwendung für 

1. Angestellte (TV Zuwendung Ang-O) vom 10. Dezember
1990, 

2. Arbeiter des Bundes und der Länder (TV Zuwendung 
Arb-O) vom 10. Dezember 1990,

3. Arbeiter (TV Zuwendung Arb-O) vom 10. Dezember 1990
(VKA),

4. Auszubildende (TV Zuwendung Azubi-O) vom 5. März
1991,

5. Praktikantinnen/Praktikanten (TV Zuwendung Prakt-O)
vom 5. März 1991,

6. Schülerinnen/Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpfle-
gegesetzes oder des Hebammengesetzes ausgebildet wer-
den (TV Zuwendung Schü-O) vom 5. März 1991,

7. Ärzte/Ärztinnen im Praktikum (TV Zuwendung AiP-O)
vom 5. März 1991,

alle zuletzt geändert durch den Tarifvertrag vom 5. Mai 1998
zur Änderung der Zuwendungstarifverträge (Ost), wird wie
folgt geändert:

a) In Unterabsatz 1 werden die Worte „und am 2. April 1998”
durch die Worte „ , am 2. April 1998 und am 27. Februar
1999” und

aa) in den unter Nrn. 1, 2, 3, 5, 6 und 7 bezeichneten Tarif-
verträgen die Zahl „69,30” durch die Zahl „67,21”,

bb) in dem unter Nr. 4 bezeichneten Tarifvertrag die Zahl
„70,20” durch die Zahl „68,09”

ersetzt.

b) In Unterabsatz 2 wird das Datum „1. Januar 1999” durch
das Datum „1. April 2000” ersetzt.

§ 2
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt 

a) hinsichtlich der in § 1 Nrn. 4 bis 7 bezeichneten Tarifver-
träge mit Wirkung vom 1. Januar 1999,

b) hinsichtlich der in § 1 Nrn. 1 bis 3 bezeichneten Tarifver-
träge am 1. April 1999 

in Kraft.

Bonn, den 5. März 1999

Auszug aus dem 
Vergütungstarifvertrag Nr. 33 zum BAT

für den Bereich des Bundes und für den Bereich der
Tarifgemeinschaft deutscher Länder

vom 5. März 1999

§ 3
Einmalzahlung

(1) Die Angestellten erhalten für die Monate Januar 1999 bis
März 1999 eine Einmalzahlung in Höhe von 300 DM*).

Die Einmalzahlung vermindert sich um 100 DM*) für jeden Ka-
lendermonat, für den der Angestellte

a) keinen Anspruch auf Bezüge (Vergütung, Urlaubsvergü-
tung oder Krankenbezüge) gegen einen unter den
BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen fallenden Ar-
beitgeber hat; dies gilt nicht für Kalendermonate, in denen
nur wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversiche-
rungsträgers Krankengeldzuschuß nicht gezahlt wird,

b) bereits aus einem anderen Rechtsverhältnis im öffentlichen
Dienst (§ 29 Abschn. B Abs. 7 BAT) eine Einmalzahlung
erhalten hat, die den Regelungen nach diesem Tarifvertrag
dem Grunde nach vergleichbar ist.

(2) Für die Einmalzahlung gilt § 34 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 1
BAT entsprechend. Maßgebend sind die Verhältnisse am 1. Ja-
nuar 1999; bei Begründung des Arbeitsverhältnisses nach dem 

*) Im Tarifbereich Ost treten an die Stelle der Beträge von 300 DM

und 100 DM die Beträge von 259,50 DM und 86,50 DM.



Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 42 vom 20. Oktober 1999 1001

1. Januar 1999 sind die Verhältnisse am ersten Tag des Arbeits-
verhältnisses maßgebend.

(3) Die Einmalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Lei-
stungen nicht zu berücksichtigen; sie ist nicht gesamtversor-
gungsfähig.

(4) Die Absätze 1 bis 3 werden nicht angewendet auf Angestell-
te, die spätestens mit Ablauf des 28. Februar 1999 aus ihrem
Verschulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Arbeitsverhält-
nis ausgeschieden sind. Dies gilt auf Antrag nicht für Ange-
stellte, die in unmittelbarem Anschluß an das auf eigenen
Wunsch beendete Arbeitsverhältnis wieder in den öffentlichen
Dienst eingetreten oder wegen Erfüllung der Voraussetzungen
zum Bezug einer Rente wegen Alters nach §§ 36, 37 oder 39
SGB VI aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind.

Öffentlicher Dienst im Sinne des Unterabsatzes 1 Satz 2 ist ei-
ne Beschäftigung

a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde oder bei
einem Gemeindeverband oder bei einem sonstigen Mitglied
eines Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung der kom-
munalen Arbeitgeberverbände angehört,

b) bei einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli-
chen Rechts, die den BAT, den BAT-O oder einen Tarifver-
trag wesentlich gleichen Inhalts anwendet.

Auszug aus dem
Monatslohntarifvertrag Nr. 3 zum MTArb

vom 5. März 1999

§ 3
Einmalzahlung

(1) Die Arbeiter erhalten für die Monate Januar 1999 bis März
1999 eine Einmalzahlung in Höhe von 300 DM*).

Die Einmalzahlung vermindert sich um 100 DM*) für jeden Ka-
lendermonat, für den der Arbeiter

a) keinen Anspruch auf Bezüge (Lohn, Urlaubslohn oder
Krankenbezüge) gegen einen unter den MTArb/MTArb-O
fallenden Arbeitgeber hat; dies gilt nicht für Kalendermo-
nate, in denen nur wegen der Höhe der Barleistungen des
Sozialversicherungsträgers Krankengeldzuschuß nicht ge-
zahlt wird,

b) bereits aus einem anderen Rechtsverhältnis im öffentlichen
Dienst (§ 29 Abschn. B Abs. 7 BAT) eine Einmalzahlung
erhalten hat, die den Regelungen nach diesem Tarifvertrag
dem Grunde nach vergleichbar ist.

(2) Für die Einmalzahlung gilt § 30 Abs. 2 Unterabs. 1 MTArb
entsprechend. In den Fällen des § 25 Abs. 1 Satz 1 MTArb steht
von der Einmalzahlung der jeweils geltende Vomhundertsatz 

*) Im Tarifbereich Ost treten an die Stelle der Beträge von 300 DM

und 100 DM die Beträge von 259,50 DM und 86,50 DM.

zu. Maßgebend für die Anwendung der Sätze 1 und 2 sind die
Verhältnisse am 1. Januar 1999; bei Begründung des Arbeits-
verhältnisses nach dem 1. Januar 1999 sind die Verhältnisse am
ersten Tag des Arbeitsverhältnisses maßgebend.

(3) Die Einmalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Lei-
stungen nicht zu berücksichtigen; sie ist nicht gesamtversor-
gungsfähig.

(4) Die Absätze 1 bis 3 werden nicht auf Arbeiter angewandt,
die spätestens mit Ablauf des 28. Februar 1999 aus ihrem Ver-
schulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Arbeitsverhältnis
ausgeschieden sind. Dies gilt auf Antrag nicht für Arbeiter, die
im unmittelbaren Anschluß an das auf eigenen Wunsch beende-
te Arbeitsverhältnis wieder in den öffentlichen Dienst eingetre-
ten oder wegen Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezuge ei-
ner Rente wegen Alters nach den §§ 36, 37 oder 39 SGB VI aus
dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind.

Öffentlicher Dienst im Sinne des Unterabsatzes 1 Satz 2 ist ei-
ne Beschäftigung

a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde, bei einem
Gemeindeverband oder bei einem sonstigen Mitglied eines
Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung der kommuna-
len Arbeitgeberverbände angehört,

b) bei einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli-
chen Rechts, die den MTArb, den BMT-G, den MTArb-O,
den BMT-G-O oder einen Tarifvertrag wesentlich gleichen
Inhalts anwendet.

Auszug aus dem
Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 20

für Auszubildende
vom 5. März 1999

§ 4
Ausnahmen vom Geltungsbereich

Dieser Tarifvertrag wird nicht angewendet auf Auszubildende,
die spätestens mit Ablauf des 28. Februar 1999 aus ihrem Ver-
schulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Ausbildungsver-
hältnis ausgeschieden sind. Dies gilt auf Antrag nicht für Aus-
zubildende, die in unmittelbarem Anschluß an das auf eigenen
Wunsch beendete Ausbildungsverhältnis wieder in den öffent-
lichen Dienst eingetreten sind.

Öffentlicher Dienst im Sinne des Unterabsatzes 1 Satz 2 ist ei-
ne Beschäftigung

a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde, bei einem
Gemeindeverband oder bei einem sonstigen Mitglied eines
Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung der kommuna-
len Arbeitgeberverbände (VKA) angehört,

b) bei einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli-
chen Rechts, die den BAT, den MTArb, den BMT-G, den
BAT-O, den MTArb-O, den BMT-G-O oder einen Tarifver-
trag wesentlich gleichen Inhalts anwendet.
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Tabelle 06
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Sozialzuschlag für Arbeiter
(Monatsbeträge in DM)

Gültig ab 1. April 1999

Als Sozialzuschlag erhält der vollbeschäftigte*) Arbeiter

bei 1 Kind bei 2 Kindern bei 3 Kindern bei 4 Kindern bei 5 Kindern bei 6 Kindern

140,44 280,88 421,32 561,76 702,20 842,64

Bei mehr als sechs Kindern erhöht sich der Sozialzuschlag für jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 140,44 DM.

Der Sozialzuschlag erhöht sich für Arbeiter

mit Entlohnung nach für das erste zu berück- für jedes weitere zu berück-
den Lohngruppen sichtigende Kind um sichtigende Kind um

1, 1 a und 2 8,65 DM 43,25 DM
2 a, 3 und 3 a 8,65 DM 34,60 DM
4 8,65 DM 25,95 DM

Dies gilt nicht für Kinder, für die das Kindergeld aufgrund über- oder zwischenstaatlicher Rechtsvorschriften abweichend von § 66
EStG bzw. § 6 BKGG bemessen wird; für die Anwendung des § 3 Abs. 2 Unterabs. 1 des Vergütungstarifvertrages Nr. 5 zum BAT-O
sind diese Kinder bei der Feststellung der Zahl der zu berücksichtigenden Kinder nicht mitzuzählen.

Der Arbeiter, der in den Fällen des § 9 Abs. 2 MTArb-O, des § 2 Abs. 6 und des § 3 des Tarifvertrages über das Lohngruppenverzeich-
nis der Länder zum MTArb in Verbindung mit § 1 TV Lohngruppen-O-TdL für den vollen Kalendermonat

a) den Monatstabellenlohn einer höheren Lohngruppe erhält oder

b) durch die Summe des Monatstabellenlohnes und einer dieser Zulagen den Betrag des Monatstabellenlohnes einer höheren Lohn-
gruppe in seiner Lohnstufe erreicht,

wird für die Anwendung des Satzes 2 der höheren Lohngruppe zugeordnet.

*) Arbeiter mit einer arbeitsvertraglich vereinbarten, von § 15 Abs. 1 MTArb-O abweichenden durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit und Arbeiter, de-
ren Lohnanspruch nicht für einen vollen Kalendermonat besteht, erhalten nach § 41 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 30 Abs. 2 und 3 MTArb-O den Sozialzuschlag an-
teilig.

86,5 %

Tabelle 12
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Ergänzend werden folgende Hinweise bekannt gegeben:

Durchführungshinweise
zu den Tarifverträgen vom 5. März 1999

(Lohnrunde 1999)

A.
Allgemeines

I. Aufgrund der im Tarifgebiet Ost geltenden Tarifverträge
vom 5. Mai 1998 über Vergütungen, Löhne, Ausbildungs-
vergütungen usw. beträgt der Bemessungssatz für die Bezü-
ge seit dem 1. September 1998 86,5 v. H. der im Tarifgebiet
West jeweils maßgebenden Vergütungen, Löhne, Ausbil-
dungsvergütungen usw.

II. Für das Tarifgebiet West haben die Tarifvertragsparteien in
der Lohnrunde 1999, die durch die Tarifverträge vom 
5. März 1999 abgeschlossen worden ist, vereinbart, die 
Löhne, Vergütungen, Ausbildungsvergütungen usw. um 
3,1 v. H. zu erhöhen, und zwar für die Auszubildenden usw.
ab 1. Januar 1999 und für die Angestellten und Arbeiter ab
1.April 1999. Für die Monate Januar bis März 1999 erhalten
die Angestellten und Arbeiter eine Einmalzahlung, die im Ta-
rifgebiet West 300 DM beträgt und nach der Festlegung im
Schlussangebot vom 27. Februar 1999 im Tarifgebiet Ost in
Höhe von 86,5 v. H. (das sind 259,50 DM) gezahlt wird.

III. Für das Tarifgebiet Ost ist in der Lohnrunde 1998 bereits
tarifvertraglich vereinbart worden, dass ab dem Zeitpunkt
des In-Kraft-Tretens neuer Vergütungsregelungen im Tarif-
gebiet West die Löhne und Vergütungen im Tarifgebiet Ost
neu festgelegt werden (vgl. z. B. die Protokollnotizen zu
den §§ 2, 3 und 4 des Vergütungstarifvertrages Nr. 5 zum
BAT-O für den Bereich des Bundes und für den Bereich der
Tarifgemeinschaft deutscher Länder vom 5. Mai 1998). Die
Umsetzung dieser Vereinbarung soll nach dem Willen der
Tarifvertragsparteien - wie zuletzt im Jahre 1995 - durch
Rundschreiben erfolgen. Über die entsprechenden Tabellen
und Zahlen ist mit den Gewerkschaften inzwischen Einver-
nehmen erzielt worden.

IV. Im Rahmen der Lohnrunde 1999 wurden unter dem Datum
vom 5. März 1999 die folgenden, nur für das Tarifgebiet
Ost geltenden Tarifverträge, vereinbart:

1. Tarifvertrag zum Wiederinkrafttreten von Bezügevor-
schriften im Tarifgebiet Ost,

2. Änderungstarifvertrag Nr. 6 zum Manteltarifvertrag für
Auszubildende (Mantel-TV Azubi-O),

3. Tarifvertrag zur Änderung der Zuwendungstarifverträ-
ge (Ost).

Die vorstehend genannten Tarifverträge sind wortgleich,
aber getrennt vereinbart worden mit:

a) der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und
Verkehr - Hauptvorstand -, diese zugleich handelnd für
die

- Gewerkschaft der Polizei, 
- Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft,
- Industriegewerkschaft Bauen-Agrar-Umwelt,

gemeinsam mit
der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft - Bundes-
vorstand -, diese zugleich handelnd für den Marburger
Bund,
diese jedoch nicht für Arbeiter und arbeiterrentenversi-
cherungspflichtige Auszubildende,

b) Gemeinschaft von Gewerkschaften und Verbänden des
öffentlichen Dienstes.

Zur Umsetzung der vom 1. Januar bzw. 1. April 1999 im Tarif-
gebiet Ost geltenden Regelungen über die Löhne, Vergütungen,
Ausbildungsvergütungen usw. ergehen folgende Durchfüh-
rungshinweise:

B.
Einmalzahlung für Angestellte und Arbeiter

Für die Monate Januar bis März 1999 erhalten die Angestell-
ten und Arbeiter (einschließlich der unter den Pauschallohn-
kraftfahrer-Tarifvertrag fallenden Arbeiter) eine Einmalzahlung.

Die Einmalzahlung ist für das Tarifgebiet West in § 3 des Ver-
gütungstarifvertrages Nr. 33 zum BAT für den Bereich des Bun-
des und für den Bereich der Tarifgemeinschaft deutscher Län-
der sowie in § 3 des Monatslohntarifvertrages Nr. 3 zum 
MTArb geregelt. Diese Vorschriften gelten unter Berücksichti-
gung des derzeit maßgebenden Bemessungssatzes von 86,5 v. H.
auch im Tarifgebiet Ost. Die Einmalzahlung beträgt für 
den vollbeschäftigten Arbeitnehmer somit (86,5 v. H. von 
300 DM =) 259,50 DM.

Zur Durchführung der Regelung über die Einmalzahlung gebe
ich die folgenden Hinweise, bezogen auf den Angestelltenbe-
reich (für Arbeiter gelten die Hinweise entsprechend).

1. Vorbemerkung

Die in § 3 des Vergütungstarifvertrages Nr. 33 zum BAT
vereinbarte Vorschrift über die Einmalzahlung enthält in
ihrem Absatz 4 eine Regelung über Ausnahmen vom Gel-
tungsbereich. Ist der Angestellte spätestens am 28. Fe-
bruar 1999 aus seinem Verschulden oder auf eigenen
Wunsch aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden, kommt
ein Anspruch auf die Einmalzahlung grundsätzlich nicht
in Betracht. Ist dagegen ein spätestens am 28. Februar
1999 auf eigenen Wunsch ausgeschiedener Angestellter
im unmittelbaren Anschluss wieder in den öffentlichen
Dienst eingetreten, oder hat sein Arbeitsverhältnis wegen
Erfüllung der Voraussetzungen zum Bezug einer Alters-
rente für langjährig Versicherte (§ 36 SGB VI), für
Schwerbehinderte, Berufsunfähige oder Erwerbsunfähige
(§ 37 SGB VI) oder für Frauen (§ 39 SGB VI) geendet,
kann ein Anspruch auf die Einmalzahlung bestehen. Vor-
aussetzung hierfür ist jedoch ein entsprechender Antrag
des Angestellten.
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Angestellte, deren Arbeitsverhältnis wegen Erfüllung der
Voraussetzungen zum Bezug der Regelaltersrente wegen
Vollendung des 65. Lebensjahres (§ 35 SGB VI) oder we-
gen Zuerkennung einer Rente wegen verminderter Er-
werbsfähigkeit (§§ 43, 44 SGB VI) beendet worden ist, fal-
len nicht unter die Ausschlussklausel, weil sie nicht auf ei-
genen Wunsch oder aus ihrem Verschulden ausgeschieden
sind.

2. Zu § 3 Abs. 1

a) Die Voraussetzungen für den Anspruch auf die volle
Einmalzahlung in Höhe von 259,50 DM im Tarifgebiet
Ost sind erfüllt, wenn der Angestellte in jedem der Mo-
nate Januar bis März 1999 für mindestens einen Tag
Anspruch auf Bezüge gehabt hat bzw. hat. Besteht für
einen oder für mehrere dieser Kalendermonate nicht
mindestens für einen Tag Anspruch auf Bezüge, ver-
mindert sich im Tarifgebiet Ost der Betrag von 
259,50 DM um 86,50 DM für jeden Kalendermonat oh-
ne Anspruch auf Bezüge.

aa) Die Formulierung „gegen einen unter den
BAT/BAT-O/BAT-Ostdeutsche Sparkassen fallen-
den Arbeitgeber” in Absatz 1 Unterabs. 2 Buchst. a
bedeutet, dass auch ein Bezügeanspruch gegen ei-
nen anderen unter den BAT oder BAT-O oder BAT-
Ostdeutsche Sparkassen fallenden Arbeitgeber 
(z. B. aus einem früheren Rechtsverhältnis als An-
gestellter) die Verminderung der Einmalzahlung
ausschließen kann.

Beispiel 1:

Der Angestellte A ist mit Ablauf des 31. Januar 1999 aus
einem Angestelltenverhältnis zum Bund ausgeschieden
und am 1. Februar 1999 in ein Angestelltenverhältnis zu
einem Land eingetreten. Vom Bund wird eine (anteilige)
Einmalzahlung tatsächlich nicht gezahlt (der Angestellte
stellt keinen Antrag i. S. des Absatzes 4).

Wenn der Angestellte im Monat Januar 1999 gegen den
Bund einen Anspruch auf Bezüge hatte, kann die vom
neuen Arbeitgeber Land zu leistende Einmalzahlung nicht
um 86,50 DM für diesen Monat vermindert werden.

bb) Bei den von demselben oder von einem anderen un-
ter den BAT/BAT-O fallenden Arbeitgeber gezahl-
ten Bezügen muss es sich um Angestelltenbezüge
handeln. Bezüge aus einem Arbeiter- oder Ausbil-
dungsverhältnis (z. B. als Auszubildender, Prakti-
kant, Arzt im Praktikum, Schülerin/Schüler in der
Kranken- oder Entbindungspflege) genügen inso-
weit nicht.

Beispiel 2:

Die seit dem 15. Februar 1999 im Landesdienst beschäf-
tigte Angestellte B stand bis zum 14. Februar 1999 in ei-
nem Ausbildungsverhältnis als Schülerin in der Kranken-
pflege, das an diesem Tag wegen des Ablaufs der Ausbil-
dungszeit endete.

Die Einmalzahlung aus dem Angestelltenverhältnis ver-
mindert sich, da in dem Monat Januar 1999 kein Anspruch
auf (Angestellten-)Bezüge bestand, um 86,50 DM.

cc) Ist das frühere, nicht dem BAT/BAT-O unterliegen-
de Rechtsverhältnis nicht auf eigenen Wunsch oder
aus eigenem Verschulden vor dem 1. März 1999 be-
endet worden, kann ein Anspruch auf anteilige Ein-
malzahlung für die Zeit in dem früheren Rechtsver-
hältnis nach der hierfür maßgebenden Vorschrift 
(z. B. § 3 des Monatslohntarifvertrages Nr. 3 zum
MTArb bzw. der entsprechenden Anwendung dieser
Regelung im Tarifgebiet Ost) bestehen.

Beispiel 3:

Das auf Wunsch des Arbeitgebers befristete Arbeitsver-
hältnis einer Arbeiterin endete am 15. Januar 1999. Sie
nimmt am 15. Februar 1999 eine Angestelltentätigkeit bei
demselben Arbeitgeber auf.

Die Arbeiterin hat aufgrund der entsprechenden Anwen-
dung des § 3 des Monatslohntarifvertrages Nr. 3 zum 
MTArb Anspruch auf eine anteilige Einmalzahlung in
Höhe von 86,50 DM für den Monat Januar 1999. Hin-
sichtlich der Einmalzahlung aus dem Angestelltenverhält-
nis siehe Beispiel 2.

Ein Anspruch auf Bezüge gilt auch in den Monaten als
gegeben, in denen bei Vorliegen von Arbeitsunfähigkeit
nur wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialversi-
cherungsträgers ein Krankengeldzuschuss nicht gezahlt
worden ist bzw. nicht gezahlt wird.

b) Angestellten, die während der Mutterschutzfristen ei-
nen Anspruch auf Mutterschaftsgeld haben, steht eine
anteilige Einmalzahlung für Monate, die nicht mit Be-
zügen (Vergütung, Urlaubsvergütung, Krankenbezüge)
belegt sind, nicht zu. Diese tarifliche Regelung verstößt
nach dem Urteil des BAG vom 14. Dezember 1995 
- 6 AZR 297/95 - (AP Nr. 1 zu § 11 TV Arb Bundes-
post), das zu der Einmalzahlung des Jahres 1992 im öf-
fentlichen Dienst ergangen ist, nicht gegen höherrangi-
ges Recht. Eine gleichwohl geleistete Einmalzahlung
würde zudem insoweit zu einem Ruhen des Anspruchs
auf Mutterschaftsgeld führen (§ 200 Abs. 4 RVO). We-
gen der Berechnung des Zuschusses zum Mutter-
schaftsgeld in diesen Fällen vgl. Nr. 4.

c) Hat ein Angestellter bereits aus einem anderen Rechts-
verhältnis im öffentlichen Dienst (z.B. als Angestellter
oder Arbeiter) von demselben oder von einem anderen
Arbeitgeber im Sinne des § 29 Abschn. B Abs. 7
BAT/BAT-O eine Einmalzahlung für bestimmte Kalen-
dermonate erhalten, vermindert sich die aus dem Ange-
stelltenverhältnis zustehende Einmalzahlung für diese
Kalendermonate (Absatz 1 Unterabs. 2 Buchst. b).

Beispiel 4:

Ein ab 15. Februar 1999 im Landesdienst beschäftigter Ange-
stellter stand bis zum 14. Februar 1999 in einem Arbeiterver-
hältnis ebenfalls zum Land. Für die Monate Januar und Febru-
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ar 1999 wird ihm als Arbeiter aufgrund der entsprechenden
Anwendung des § 3 des Monatslohntarifvertrages Nr. 3 zum
MTArb eine anteilige Einmalzahlung von 173,- DM gezahlt.

Die Einmalzahlung aus dem Angestelltenverhältnis vermindert
sich wegen fehlenden (Angestellten-)Bezügeanspruchs im
Monat Januar 1999 nach Absatz 1 Unterabs. 2 Buchst. a sowie
wegen des Erhalts einer anteiligen Einmalzahlung aus dem Ar-
beiterverhältnis auch für den Monat Februar 1999 nach Ab-
satz 1 Unterabs. 2 Buchst. b um insgesamt (2 x 86,50 DM =)
173,- DM auf 86,50 DM.

d) Angestellte unter 18 Jahren (§ 30 BAT-O) erhalten - ge-
nauso wie die Angestellten zwischen 18 und 21 bzw. 
23 Jahren (§ 28 BAT-O) - die Einmalzahlung in voller
Höhe.

3. Zu § 3 Abs. 2

Die Regelung des Absatzes 2 gilt ausschließlich für Teil-
zeitbeschäftigte. Sie legt fest, dass Teilzeitbeschäftigte von
dem sich nach Absatz 1 ergebenden, ggf. bei fehlendem Be-
zügeanspruch für einzelne Monate verminderten Betrag
den Teil erhalten, der dem Maß der mit ihnen vereinbarten
durchschnittlichen Arbeitszeit entspricht.

a) Für die Frage, ob ein Angestellter unter die Regelung
des § 34 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 1 BAT-O fällt, sind die
Verhältnisse am 1. Januar 1999 maßgebend.

Beispiel 5:

Eine Angestellte hat ihre Arbeitszeit mit Wirkung vom 1. Juli
1998 auf die Hälfte der durchschnittlichen regelmäßigen
wöchentlichen Arbeitszeit reduziert. Ab 15. Januar 1999 wur-
de sie nach § 50 BAT-O für die Dauer eines Jahres unter Weg-
fall der Bezüge beurlaubt.

Die Einmalzahlung vermindert sich bereits wegen der Beur-
laubung um (2 x 86,50 DM =) 173,- DM auf 86,50 DM. Hier-
von stehen der Angestellten, da ihre Arbeitszeit am 1. Januar
1999 auf die Hälfte der durchschnittlichen regelmäßigen
wöchentlichen Arbeitszeit reduziert war, 43,25 DM als Ein-
malzahlung zu.

Beispiel 6:

Ein am 1. Januar 1999 noch vollbeschäftigter Angestellter
wechselt am 1. März 1999 in ein Altersteilzeitarbeitsverhält-
nis.

Wegen der Vollbeschäftigung am 1. Januar 1999 ist die Ein-
malzahlung bei der Ermittlung der Bezüge für die Altersteil-
zeitarbeit (§ 4 TV ATZ) in voller Höhe zu berücksichtigen. Bei
der Ermittlung der Aufstockungsleistungen (§ 5 TV ATZ) geht
die Einmalzahlung mit 259,50 DM in die Bemessungsgrund-
lage des § 5 Abs. 2 TV ATZ ein. (In derselben Höhe wäre sie in
die Bemessungsgrundlage des § 5 Abs. 2 TV ATZ auch dann
einzubeziehen, wenn das Altersteilzeitarbeitsverhältnis bereits
am 1. Januar 1999 bestanden hätte.)

b) Angestellte, für die am 1. Januar 1999 eine besondere
regelmäßige Arbeitszeit im Sinne des § 15 c BAT-O
bzw. § 3 des Tarifvertrages zur sozialen Absicherung
gegolten hat, erhalten von der Einmalzahlung den Teil,

der dem Umfang ihrer Arbeitszeit entspricht, zuzüglich
einen etwaigen Teillohnausgleich in der für sie maßge-
benden Höhe.

Beispiel 7:

Bei einem Angestellten ist die durchschnittliche regelmäßige
wöchentliche Arbeitszeit aufgrund eines Tarifvertrages zu § 3
des Tarifvertrages zur sozialen Absicherung auf 32 Stunden
festgesetzt. Für den Angestellten ist tarifvertraglich ein Teil-
lohnausgleich in Höhe von 25 v. H. vereinbart.

Von der einem vollbeschäftigten Angestellten zustehenden
Einmalzahlung (259,50 DM) erhält der Angestellte (259,50 
x 32/40 =) 207,60 DM zzgl. ([259,50 - 207,60 =] 51,90 x 
25 v. H. =) 12,98 DM, zusammen als Einmalzahlung also
220,58 DM.

c) Hat das Arbeitsverhältnis eines teilzeitbeschäftigten
Angestellten am 1. Januar 1999 noch nicht bestanden,
weil es erst später begründet worden ist, ist der Arbeits-
zeitumfang am ersten Tag des Arbeitsverhältnisses
maßgebend.

4. Zu § 3 Abs. 3

Die Einmalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Leis-
tungen (z. B. Krankenbezüge, Urlaubsvergütung, Zula-
gen/Zuschläge, Zeitzuschläge, Vergütung für Überstunden,
Vergütung für Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft, Teil-
zuwendung, Sterbegeld, Übergangsgeld) nicht zu berück-
sichtigen. Ein in den Monaten Januar bis März 1999 zu zah-
lender Krankengeldzuschuss ist wegen der Einmalzahlung
nicht neu zu berechnen.

Die Einmalzahlung ist sozialversicherungspflichtiger und
steuerpflichtiger Arbeitslohn. Sie ist aber kraft der aus-
drücklichen Regelung in § 3 Abs. 3 nicht zusatzversor-
gungspflichtig (gesamtversorgungsfähig).

Die Frage, ob die tarifliche Einmalzahlung sozialversiche-
rungsrechtlich als einmalig gezahltes Arbeitsentgelt i. S.
des § 23 a SGB IV anzusehen ist, kann offen bleiben, denn
die Spitzenverbände der Sozialversicherungsträger haben
zugelassen, dass selbst Vergütungsnachzahlungen aufgrund
rückwirkend in Kraft tretender Tarifverträge aus Vereinfa-
chungsgründen als einmalig gezahltes Arbeitsentgelt be-
handelt werden, allerdings mit der Maßgabe, dass die antei-
ligen Jahresbeitragsbemessungsgrenzen des Nachzahlungs-
zeitraums zugrunde zu legen sind (vgl. Abschnitt A Ziff. X
des Gemeinsamen Rundschreibens der Spitzenverbände der
Sozialversicherungsträger vom 18. November 1983 sowie
DOK 1984 S. 123/124 und BB 1984 S. 794/795). Für die
Berechnung der Rentenversicherungsbeiträge bedeutet
dies, dass bei einer Auszahlung der Einmalzahlung frühes-
tens im Monat April 1999 der ab 1. April 1999 in der Ren-
tenversicherung maßgebende Beitragssatz von 19,5 v. H.
zugrunde zu legen ist.

Bei Angestellten, die Anspruch auf Mutterschaftsgeld nach
§ 13 MuSchG bzw. § 200 RVO haben, bestehen keine Be-
denken, den auf den Monat entfallenden Betrag der Ein-
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malzahlung (86,50 DM) in die Berechnung des Zuschusses
zum Mutterschaftsgeld (§ 14 MuSchG) einfließen zu las-
sen, wenn der hierfür maßgebende Berechnungszeitraum
auch in die Monate Januar bis März 1999 eingreift.

C.
Sonstige Auswirkungen der Erhöhung der Vergütungen,

Löhne, Ausbildungsvergütungen usw. im Tarifgebiet West
auf das Tarifgebiet Ost

I. Vorbemerkung

Durch den als Anlage 1 beigefügten Tarifvertrag vom 
5. März 1999 zum Wiederinkrafttreten von Bezügevor-
schriften im Tarifgebiet Ost wird sichergestellt, dass nach
der zum 31. Dezember 1998 erfolgten Kündigung ver-
schiedener Vergütungsvorschriften im Tarifgebiet West, die
auch die in § 1 Nr. 1 bis 7 jeweils aufgeführten Vorschrif-
ten im Tarifgebiet Ost umfasste, ab 1. Januar 1999 wieder
normatives und nicht mehr nur nachwirkendes Tarifrecht
gilt.

II. Vergütungstarifvertrag Nr. 5 zum BAT-O für den Be-
reich des Bundes und für den Bereich der TdL vom 
5. Mai 1998

1. Zu § 2 Abs. 2 bis 5 (Grundvergütungen, Gesamtver-
gütungen)

Die neuen Grundvergütungen und Gesamtvergütun-
gen ergeben sich vom 1. April 1999 an aus den als An-
lagen beigefügten Tabellen (Anlagen 1 c, 2 c, 3 c und 
4 c zum Tarifvertrag).

2. Zu § 3 (Ortszuschlag)

2.1 Die Ortszuschläge ergeben sich vom 1. April 1999 an
aus der als Anlage beigefügten Ortszuschlagstabelle
(Anlage 5 c zum Tarifvertrag).

Der Ehegattenanteil im Ortszuschlag (Unterschiedsbe-
trag zwischen den Stufen 1 und 2) beträgt monatlich ab
1. April 1999
in den Tarifklassen I b und I c 165,76 DM,
in der Tarifklasse II 157,90 DM.

Steht nach § 29 Abschn. B Abs. 5 BAT-O der Ehegat-
tenanteil nur zur Hälfte zu, erhält der Angestellte als
halben Ehegattenanteil monatlich
in den Tarifklassen I b und I c 82,88 DM,
in der Tarifklasse II 78,95 DM.

2.2 Die bisherigen Erhöhungsbeträge von 43,25 DM, 
34,60 DM, 25,95 DM und 8,65 DM, um die sich für
Angestellte mit Vergütung nach den Vergütungsgrup-
pen X bis VIII sowie Kr. I und Kr. II der Ortszuschlag
für das erste und jedes weitere Kind erhöht, gelten un-
verändert weiter.

Auch die im Jahr 1993 vereinbarte Besitzstandsrege-
lung, die eingreift, wenn der Erhöhungsbetrag geringer

wird oder wegfällt, weil der Angestellte Vergütung aus
einer höheren Vergütungsgruppe erhält und sich die 
Bezüge insgesamt verringern, gilt weiter. Zu den 
Anspruchsvoraussetzungen für den Erhöhungsbetrag
und zur Besitzstandsregelung wird verwiesen auf Ab-
schnitt B Unterabschn. I Nr. 2 Buchst. d des Schreibens
der Geschäftsstelle vom 12. Mai 1993 - 2-06 / 850/93 
- Ob/2 -.

3. Zu § 4 (Stundenvergütungen)

Die Beträge der Stundenvergütungen ergeben sich vom
1. April 1999 an aus der als Anlage beigefügten Tabel-
le; hinsichtlich der Zeitzuschläge und der Überstunden-
vergütungen wird auf die als Anlage beigefügte Tabelle
verwiesen.

4. Auswirkungen der Erhöhung der Vergütungen auf
den BAT-O, auf den Tarifvertrag über Zulagen an
Angestellte und auf die Berechnung der zusätzlichen
Umlage

4.1 Erhöhungssatz für den Aufschlag gem. § 47 
Abs. 2 BAT-O

Zwischen den Tarifvertragsparteien besteht Einverneh-
men, dass der Erhöhungssatz für den Aufschlag (§ 47
Abs. 2 Unterabs. 5 BAT-O) 2,48 v. H. beträgt.

Der Erhöhungssatz von 2,48 v. H. ist in allen Fällen an-
zuwenden, in denen der Aufschlag nach § 47 Abs. 2 Un-
terabs. 2 BAT-O berechnet ist. Ist der Berechnung des
Aufschlags die Vorschrift des § 47 Abs. 2 Unterabs. 3
oder 4 BAT-O zugrunde zu legen, gilt Folgendes:

Endet der Berechnungszeitraum vor dem 1. April 1999,
ist der Aufschlag vom 1. April 1999 an um 2,48 v. H. zu
erhöhen. Endet der Berechnungszeitraum nach dem 
31. März 1999, greift die Dynamisierungsregelung
nicht ein, und zwar auch nicht für den Teil des Auf-
schlags, der auf Bezügebestandteilen beruht, die vor
dem 1. April 1999 zugestanden haben.

Der erhöhte Aufschlag steht für Urlaubstage nach dem
31. März 1999 zu.

4.2 Einsatzzuschlag nach Nr. 3 Abs. 2 Unterabs. 2 
SR 2 c BAT-O

Zwischen den Tarifvertragsparteien besteht ferner Ein-
vernehmen, dass der Einsatzzuschlag nach Nr. 3 Abs. 2
Unterabs. 2 SR 2 c BAT-O vom 1. April 1999 an 
23,90 DM beträgt.

4.3 Dynamisierung der allgemeinen Zulage

Gemäß § 2 Abs. 4 des Tarifvertrages über Zulagen an
Angestellte vom 17. Mai 1982 erhöht sich die allgemei-
ne Zulage bei allgemeinen Vergütungserhöhungen um
den von den Tarifvertragsparteien festgelegten durch-
schnittlichen Vomhundertsatz der allgemeinen Vergü-
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tungserhöhung. Im Tarifgebiet Ost ergeben sich auf-
grund des derzeitigen Bemessungssatzes ab 1. April
1999 folgende Beträge:

Bisheriger Betrag Neuer Betrag
136,83 DM 141,06 DM
161,60 DM 166,61 DM
172,37 DM 177,71 DM
64,62 DM 66,63 DM

Die Anrechnungsbeträge nach § 8 Abs. 1 Unter-
abs. 1 des Tarifvertrages über Zulagen an Angestellte
vom 17. Mai 1982 erhöhen sich im Tarifgebiet Ost ab 
1. April 1999 wie folgt:

Bisheriger Betrag Neuer Betrag
72,19 DM 74,43 DM

107,73 DM 111,07 DM

4.4 Berechnung der zusätzlichen Umlage

Vom 1. April 1999 an beträgt der Grenzbetrag für die
Berechnung der zusätzlichen Umlage nach § 8 Abs. 4
Satz 1 Versorgungs-TV 8.838,97 DM. Im Zahlungsmo-
nat der Zuwendung ist die Zuwendung mit dem Bemes-
sungssatz von 67,21 v. H. hinzuzurechnen, so dass der
Grenzbetrag in diesem Monat einmalig auf 14.779,64
DM steigt.

III. Monatslohntarifvertrag Nr. 5 zum MTArb-O vom 
5. Mai 1998

1. Zu § 1 (Lohntabelle)

Die Monatstabellenlöhne ergeben sich vom 1. April
1999 an aus der als Anlage beigefügten Tabelle (Anla-
ge 3 zum Tarifvertrag).

Eine Übersicht über die aus den Monatstabellenlöhnen
errechneten, auf eine Stunde entfallenden Anteile der
Monatstabellenlöhne ist als Anlage beigefügt.

Die in § 1 Abs. 3 des Monatslohntarifvertrages Nr. 5
ausgewiesenen Beträge, um die sich in bestimmten Fäl-
len (vgl. z. B. Nr. 7 Satz 2 SR 2 a, Nr. 7 Abs. 2 SR 2 b
des Abschnitts B MTArb-O) der Monatstabellenlohn
vermindert bzw. bei der Berechnung des auf eine Stun-
de entfallenden Anteils des Monatstabellenlohnes von
dem zuvor verminderten Monatstabellenlohn auszuge-
hen ist (vgl. z. B. § 39 Abs. 2 Satz 2 MTArb-O, Nr. 5
Abs. 2 SR 2 a des Abschnitts B MTArb-O), ändern sich
ab 1. April 1999 wie folgt:

Bisheriger Betrag Neuer Betrag
136,83 DM 141,06 DM
161,60 DM 166,61 DM

Eine „Stundenlohntabelle”, die diesen Minderungsbe-
trag bereits berücksichtigt, ist als Anlage beigefügt.

Ferner ist als Anlage eine Übersicht über die ab 1. April

1999 maßgebenden Zeitzuschläge nach § 27 Abs. 1
Buchst. a bis d MTArb-O und die Löhne für Mehrar-
beitsstunden und Überstunden nach § 30 Abs. 5 
MTArb-O beigefügt.

2. Zu § 2 (Sozialzuschlag)

Nach § 41 Abs. 1 Satz 1 MTArb-O erhält der Arbeiter
neben dem Lohn und dem Urlaubslohn als Sozialzu-
schlag den Betrag, den er bei Vorliegen der gleichen
persönlichen Verhältnisse als Angestellter nach § 29
BAT-O als kinderbezogenen Anteil des Ortszuschlags
der Tarifklasse II erhalten würde. Nach § 29 BAT-O in
Verbindung mit § 3 des Vergütungstarifvertrages Nr. 5
zum BAT-O vom 5. Mai 1998 beträgt der kinderbezoge-
ne Anteil des Ortszuschlags vom 1. April 1999 an
140,44 DM.

Eine Übersicht über die an vollbeschäftigte Arbeiter
vom 1. April 1999 an zu zahlenden Sozialzuschläge ist
diesem Schreiben als Anlage  beigefügt.

Nichtvollbeschäftigte Arbeiter erhalten den Sozialzu-
schlag anteilig nach Maßgabe der entsprechenden Vor-
schriften des § 41 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 30
Abs. 2 MTArb-O.

Die Beträge, um die sich für die Arbeiter mit Entloh-
nung nach den Lohngruppen 1 bis 4 der Sozialzuschlag
ab dem ersten Kind erhöht, betragen weiterhin 
8,65 DM, 43,25 DM, 34,60 DM bzw. 25,95 DM.

Die Besitzstandsregelung des § 2 Abs. 2 Unterabs. 3
des Monatslohntarifvertrages Nr. 5 zum MTArb-O vom
5. Mai 1998 greift ein, wenn der Erhöhungsbetrag ge-
ringer wird oder wegfällt, weil der Arbeiter den
Monatstabellenlohn aus einer höheren Lohngruppe er-
hält und sich die Bezüge insgesamt verringern.

3. Auswirkungen der Erhöhung der Löhne auf den
MTArb-O und auf den TVZ zum MTArb-O-TdL

3.1 Erhöhungssatz für den Zuschlag nach § 48 
MTArb-O

Zwischen den Tarifvertragsparteien besteht Einverneh-
men, dass der Erhöhungssatz für den Zuschlag zum Ur-
laubslohn nach § 48 Abs. 3 Unterabs. 3 MTArb-O vom
1. April 1999 an 2,48 v. H. beträgt. Im Übrigen gelten
die Hinweise unter Ziffer II Nr. 4.1 entsprechend.

Der Erhöhungssatz im Sinne des § 48 Abs. 5 Satz 3
MTArb-O sowie die Regelung des Urlaubslohnes nach
§ 48 Abs. 5 MTArb-O sind derzeit unbeachtlich, weil
Leistungslohnverfahren (Akkordarbeit usw.) für die un-
ter den MTArb-O fallenden Arbeiter nicht bestehen.

3.2 Lohnzuschläge nach dem TVZ zum MTArb-O-TdL

Durch die Anhebung der Bemessungsgrundlage für die
Lohnzuschläge auf 10,95 DM im Tarifgebiet West für
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die Zeit ab 1. April 1999 erhöht sich auch die Bemes-
sungsgrundlage nach dem TVZ zum MTArb-O-TdL
entsprechend. Sie beträgt im Tarifgebiet Ost ab 1. April
1999 9,47 DM. Hieraus ergeben sich folgende Lohnzu-
schläge:

In der Zuschlagsgruppe I 47 Pf
in der Zuschlagsgruppe II 57 Pf
in der Zuschlagsgruppe III 76 Pf
in der Zuschlagsgruppe IV 95 Pf
in der Zuschlagsgruppe V 114 Pf
in der Zuschlagsgruppe VI 133 Pf
in der Zuschlagsgruppe VII 152 Pf
in der Zuschlagsgruppe VIII 189 Pf
in der Zuschlagsgruppe IX 237 Pf
in der Zuschlagsgruppe X 294 Pf

Die im TVZ zum MTArb-O-TdL in Festbeträgen aus-
gewiesenen Lohnzuschläge (einschließlich der Tau-
cherzuschläge - Position A 100 -) haben durch die ab 
1. April 1999 wirksam gewordene Anhebung der Bezü-
ge keine Änderung erfahren.

IV. Tarifvertrag über die Arbeitsbedingungen der Perso-
nenkraftwagenfahrer der Länder

Hinsichtlich der Regelungen über die Einmalzahlung gelten
die Ausführungen unter Abschnitt B entsprechend.

Die Pauschallöhne der Personenkraftwagenfahrer ergeben
sich vom 1. April 1999 an aus der als Anlage beigefügten
Tabelle (Anlage 3 zum Tarifvertrag).

V. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 5 für Auszubil-
dende (Ost) vom 5. Mai 1998

1. Für die Auszubildenden gelten vom 1. Januar 1999 an
folgende Ausbildungsvergütungen:

im ersten Ausbildungsjahr 957,27 DM
im zweiten Ausbildungsjahr 1.032,93 DM
im dritten Ausbildungsjahr 1.102,37 DM
im vierten Ausbildungsjahr 1.198,73 DM

Die Anrechnungsbeträge für Unterkunft und Verpfle-
gung (§ 3 Abschn. A des Ausbildungsvergütungstarif-
vertrages Nr. 5) erhöhen sich vom 1. Januar 1999 an
wie folgt:

Unterkunft und Verpflegung 213,30 DM
nur Unterkunft 54,75 DM
nur Verpflegung 158,55 DM

2. Der Eigenanteil der Auszubildenden an den Fahrkosten
nach § 10 Abs. 1 Satz 3 Mantel-TV Azubi-O beträgt
monatlich 6 v. H. der Ausbildungsvergütung eines Aus-
zubildenden im ersten Ausbildungsjahr, das sind vom 
1. Januar 1999 an (6 v. H. von 957,27 DM =) 57,44 DM.

Da jedoch nach § 10 Abs. 1 Satz 5 Mantel-TV Azubi-O 
Beträge von weniger als 3,- DM nicht ausgezahlt werden,
haben die Auszubildenden nur dann Anspruch auf Erstat-
tung eines Teils ihrer Fahrkosten, wenn diese monatlich
mindestens 60,44 DM betragen. In diesen Fällen wird der
Differenzbetrag zwischen 57,44 DM und den tatsächli-
chen Fahrkosten im Rahmen der sonstigen Vorschriften
des § 10 Abs. 1 Mantel-TV Azubi-O erstattet.

3. § 4 des für das Tarifgebiet West vereinbarten Ausbil-
dungsvergütungstarifvertrages Nr. 20 für Auszubildende
vom 5. März 1999 enthält eine Ausschlussklausel. Danach
gilt der Tarifvertrag nicht für Auszubildende, die spätes-
tens mit Ablauf des 28. Februar 1999 aus ihrem Verschul-
den oder auf eigenen Wunsch aus dem Ausbildungsver-
hältnis ausgeschieden sind. Der Tarifvertrag ist jedoch auf
Antrag auf Auszubildende anzuwenden, deren Ausbil-
dungsverhältnis auf eigenen Wunsch geendet hat und die
in unmittelbarem Anschluss wieder in den öffentlichen
Dienst eingetreten sind. Der Begriff des öffentlichen
Dienstes ergibt sich aus der Tarifregelung.

Diese Vorschrift gilt im Tarifgebiet Ost entsprechend.

VI. Ausbildungsvergütungstarifvertrag Nr. 5 für Schüle-
rinnen/Schüler, die nach Maßgabe des Krankenpflege-
gesetzes oder des Hebammengesetzes ausgebildet wer-
den (Ost) vom 5. Mai 1998

Für die Schülerinnen/Schüler gelten vom 1. Januar 1999
an folgende Ausbildungsvergütungen:

Schüler/innen in der Krankenpflege, 
Kinderkrankenpflege und Entbindungspflege

im ersten Ausbildungsjahr 1.130,49 DM
im zweiten Ausbildungsjahr 1.222,76 DM
im dritten Ausbildungsjahr 1.371,42 DM

Schüler/innen in der 
Krankenpflegehilfe 1.027,96 DM

Auf die als Anlage beigefügte Tabelle über die Stunden-
und Überstundenvergütungen sowie Zeitzuschläge wird
hingewiesen.

Wegen der Ausschlussklausel wird auf die entsprechend
geltenden Ausführungen in vorstehender Ziffer V Nr. 3
verwiesen.

VII. Entgelttarifvertrag Nr. 5 für Ärzte/Ärztinnen im Prak-
tikum (Ost) vom 5. Mai 1998

1. Für die Ärzte/Ärztinnen im Praktikum gelten vom 
1. Januar 1999 an folgende Entgelte und Verheirate-
tenzuschläge:
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Ärzte/Ärztinnen Entgelt Verheirateten-
im Praktikum zuschlag

Im ersten Jahr
der Tätigkeit 1.837,92 DM 97,84 DM

im zweiten Jahr
der Tätigkeit 2.094,22 DM 97,84 DM

Auf die als Anlage beigefügte Tabelle über die Stun-
den- und Überstundenentgelte sowie Zeitzuschläge
wird hingewiesen.

Wegen der Ausschlussklausel wird auf die entspre-
chend geltenden Ausführungen in vorstehender Zif-
fer V Nr. 3 verwiesen.

2. In § 1 Abs. 4 des Entgelttarifvertrages Nr. 5 für Ärz-
te/Ärztinnen im Praktikum (Ost) vom 5. Mai 1998 ist
hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen für den
Verheiratetenzuschlag noch auf § 62 BBesG verwie-
sen.

Da § 62 BBesG durch das Versorgungsreformgesetz
1998 vom 29. Juni 1998 (BGBl. I S. 1666) ab 1. Janu-
ar 1999 aufgehoben worden ist (die Beamtenanwärter
erhalten seitdem bei Vorliegen der Voraussetzungen
den Familienzuschlag der Stufe 1, der dem Verheirate-
tenanteil im Ortszuschlag entspricht), haben die Tarif-
vertragsparteien in dem für das Tarifgebiet West ver-
einbarten neuen Entgelttarifvertrag die Anspruchsvor-
aussetzungen für den Verheiratetenzuschlag bei Ärz-
ten/Ärztinnen im Praktikum ebenfalls an die Ortszu-
schlagsvorschriften geknüpft und nunmehr auf § 29
Abschn. B Abs. 2, 5 und 7 BAT verwiesen.

Die Sätze 1 und 2 des § 1 Abs. 3 des Entgelttarifver-
trages Nr. 10 für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum im
Tarifgebiet West vom 5. März 1999 haben folgenden
Wortlaut:

„Neben seinem Entgelt nach Absatz 1 erhält der Arzt
im Praktikum einen monatlichen Verheiratetenzu-
schlag. Für die Zahlung des Verheiratetenzuschlages
gilt § 29 Abschn. B Abs. 2, 5 und 7 BAT entspre-
chend.”

Ich bitte, im Tarifgebiet Ost entsprechend zu verfah-
ren.

VIII.Tarifvertrag über die Regelung der Arbeitsbedingun-
gen der Praktikantinnen/Praktikanten (TV Prakt-O)

1. Für die Praktikantinnen/Praktikanten gelten vom 
1. Januar 1999 an folgende Entgelte und Verheirate-
tenzuschläge:

Praktikantin/ Entgelt Verheirate-
Praktikant tenzuschlag
für den Beruf
des Sozialarbeiters,

Sozialpädagogen,
Heilpädagogen 2.160,26 DM 104,84 DM

der pharm.-techn.
Assistentin,
Erzieherin 1.836,07 DM 99,90 DM

der Kinderpflegerin,
des Masseurs und med. 

Bademeisters,
Rettungsassistenten 1.754,13 DM 99,90 DM

Auf die als Anlage beigefügte Tabelle über die Stun-
den- und Überstundenentgelte sowie Zeitzuschläge
wird hingewiesen.

Wegen der Ausschlussklausel wird auf die entspre-
chend geltenden Ausführungen in vorstehender Zif-
fer V Nr. 3 verwiesen.

2. Hinsichtlich der Anspruchsvoraussetzungen für den
Verheiratetenzuschlag (§ 2 Abs. 2 TV Prakt-O) gelten
die Ausführungen in vorstehender Ziffer VII Nr. 2 ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass diese Vorschrift in
dem im Tarifgebiet West geltenden TV Prakt mit Wir-
kung vom 1. Januar 1999 die folgende Fassung erhal-
ten hat:

„(2) Für die Zahlung des Verheiratetenzuschlages gilt
§ 29 Abschn. B Abs. 2, 5 und 7 BAT entsprechend.”

D.
Sozialversicherungsrechtliche Behandlung 

von Nachzahlungen

a) Angestellte und Arbeiter

Wegen der sozialversicherungsrechtlichen Behandlung der
Einmalzahlung bei Angestellten und Arbeitern wird auf Ab-
schnitt B Nr. 4 verwiesen.

b) Auszubildende usw.

Nachzahlungen aufgrund rückwirkend in Kraft tretender
Tarifverträge stellen kein „einmalig gezahltes Arbeitsent-
gelt” im Sinne des § 23 a SGB IV dar. Sie müssen auf die
Lohnabrechnungszeiträume verteilt werden, für die sie be-
stimmt sind. Die Spitzenverbände der Sozialversicherungs-
träger haben allerdings zugelassen, dass solche Nachzah-
lungen aus Vereinfachungsgründen wie einmalig gezahltes
Arbeitsentgelt behandelt werden, jedoch mit der Maßgabe,
dass die anteiligen Jahresbeitragsbemessungsgrenzen des
Nachzahlungszeitraums zugrunde zu legen sind.



Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 42 vom 20. Oktober 1999 1025

E.
Änderungstarifvertrag Nr. 6 zum 

Manteltarifvertrag für Auszubildende
(Mantel-TV Azubi-O)

1. Änderung des § 23 Abs. 5 Mantel-TV Azubi-O

Die seit dem 1. Mai 1994 in § 23 Abs. 5 Mantel-TV 
Azubi-O enthaltene Verpflichtung der Tarifvertragspartei-
en, darauf hinzuwirken, dass Auszubildende grundsätzlich
nach erfolgreich bestandener Abschlussprüfung für mindes-
tens sechs Monate in ein Arbeitsverhältnis übernommen
werden, soweit nicht personen- oder verhaltensbedingte
Gründe entgegenstehen und soweit die Verwaltung bzw. der
Betrieb nicht über Bedarf ausgebildet hat, ist bis zum 
31. März 2000 verlängert worden.

Ich darf daran erinnern, dass aus dieser Vorschrift ein
Rechtsanspruch auf Übernahme in ein Arbeitsverhältnis
nicht hergeleitet werden kann. Ebenso wenig besteht ein
Anspruch auf Abschluss eines unbefristeten Arbeitsvertra-
ges. Der Arbeitgeber kann daher unter Beachtung der ge-
setzlichen Befristungsregelungen (z. B. Beschäftigungs-
förderungsgesetz) und im Rahmen der durch die Rechtspre-
chung gezogenen Grenzen auch ein befristetes Arbeitsver-
hältnis anbieten. Das befristete oder unbefristete Arbeits-
verhältnis kann dabei auch ein Teilzeitarbeitsverhältnis
sein.

2. Abschluss von Ausbildungsverträgen im Jahre 1999

Die Arbeitgeberseite hat in der Schlussverhandlung am
26./27. Februar 1999 ihre Absicht erklärt, im Jahre 1999
„die Zahl der neueingestellten Auszubildenden auf dem ge-
genwärtig hohen Niveau zu halten”.

F.
Tarifvertrag zur Änderung 

der Zuwendungstarifverträge (Ost)

Nach dem Tarifvertrag vom 5. März 1999 zur Änderung der Zu-
wendungstarifverträge (Ost) vermindert sich der Bemessungs-
satz für die Zuwendung bei Angestellten und Arbeitern ab 
1. April 1999, bei Schülerinnen/Schülern, Praktikanten/Prakti-
kantinnen sowie Ärzten/Ärztinnen im Praktikum bereits ab 
1. Januar 1999 von 69,30 v. H. auf 67,21 v. H.

Für Auszubildende, die unter den Mantel-TV Azubi-O fallen,
vermindert sich der Bemessungssatz ab 1. Januar 1999 von
70,20 v. H. auf 68,09 v. H.

Übertragung der Ergebnisse der Lohnrunde 1999
auf die Angestellten in der Fleischuntersuchung

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen
- 16 - 4 - B 4100 - 03.20.1 -

Vom 2. August 1999

Hiermit werden die Texte folgender Tarifverträge bekanntgege-
ben:

5. Änderungstarifvertrag
vom 10. Mai 1999

zum Tarifvertrag über die Regelung 
der Rechtsverhältnisse

der nicht vollbeschäftigten amtlichen Tierärzte und
Fleischkontrolleure

in öffentlichen Schlachthöfen und in
Einfuhruntersuchungsstellen

(TV Ang-O iöS)

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder,
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände,
vertreten durch den Vorstand,

einerseits

und (den vertragschließenden Gewerkschaften)

andererseits

wird folgendes vereinbart:

§ 1
Wiederinkraftsetzung des § 13 des Tarifvertrages

§ 13 des Tarifvertrages über die Regelung der Rechtsverhältnis-
se der nicht vollbeschäftigten amtlichen Tierärzte und Fleisch-
kontrolleure in öffentlichen Schlachthöfen und in Einfuhrunter-
suchungsstellen (TV Ang-O iöS) vom 9. November 1994 wird
in der am 31. Januar 1999 geltenden Fassung wieder in Kraft
gesetzt.

§ 2
Einmalzahlung

(1) Die unter den Tarifvertrag über die Regelung der Rechtsver-
hältnisse der nicht vollbeschäftigten amtlichen Tierärzte und
Fleischkontrolleure in öffentlichen Schlachthöfen und in Ein-
fuhruntersuchungsstellen (TV Ang-O iöS) fallenden Angestell-
ten erhalten für die Monate Februar bis April 1999 eine Ein-
malzahlung.
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Die Einmalzahlung beträgt

a) für die amtlichen Tierärzte 3,44 v. H.,

b) für die übrigen Angestellten 8,08 v. H.

der Urlaubsvergütung (§ 16 Abs. 2 TV Ang-O iöS), die dem An-
gestellten zugestanden hätte, wenn er im gesamten Monat Fe-
bruar 1999 Erholungsurlaub gehabt hätte, höchstens jedoch
259,50 DM; hat das Arbeitsverhältnis am 1. Februar 1999 nicht
bestanden, ist der erste volle Kalendermonat des Bestehens des
Arbeitsverhältnisses maßgebend.

Die Einmalzahlung vermindert sich um ein Drittel, höchstens
jedoch um 86,50 DM, für jeden Kalendermonat, für den der
Angestellte

a) keinen Anspruch auf Bezüge (Vergütung, Urlaubsvergü-
tung oder Krankenbezüge) gegen einen unter den TV 
Ang-O iöS fallenden Arbeitgeber hat; dies gilt nicht für Ka-
lendermonate, in denen nur wegen der Höhe der Barleistun-
gen des Sozialversicherungsträgers Krankengeldzuschuss
nicht gezahlt wird,

b) bereits aus einem anderen Rechtsverhältnis im öffentlichen
Dienst (§ 29 Abschn. B Abs. 7 BAT-O) eine Einmalzahlung
erhalten hat, die den Regelungen nach diesem Tarifvertrag
dem Grunde nach vergleichbar ist.

(2) Die Einmalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Leis-
tungen nicht zu berücksichtigen; sie ist nicht gesamtversor-
gungsfähig.

(3) Die Absätze 1 und 2 werden nicht angewendet auf Ange-
stellte, die spätestens mit Ablauf des 31. März 1999 aus ihrem
Verschulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Arbeitsverhält-
nis ausgeschieden sind. Dies gilt auf Antrag nicht für Ange-
stellte, die in unmittelbarem Anschluss an das auf eigenen
Wunsch beendete Arbeitsverhältnis wieder in den öffentlichen
Dienst eingetreten oder wegen Erfüllung der Voraussetzungen
zum Bezug einer Rente wegen Alters nach §§ 36, 37 oder 39
SGB VI aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind.

Öffentlicher Dienst im Sinne des Unterabsatzes 1 Satz 2 ist ei-
ne Beschäftigung

a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde oder bei
einem Gemeindeverband oder bei einem sonstigen Mitglied
eines Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung der kom-
munalen Arbeitgeberverbände angehört,

b) bei einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli-
chen Rechts, die den BAT-O, den BAT oder einen Tarifver-
trag wesentlich gleichen Inhalts anwendet.

§ 3
Änderung des Tarifvertrages

Der zuletzt durch den 4. Änderungstarifvertrag vom 9. Juni
1998 geänderte Tarifvertrag über die Regelung der Rechtsver-
hältnisse der nicht vollbeschäftigten amtlichen Tierärzte und
Fleischkontrolleure in öffentlichen Schlachthöfen und in Ein-

fuhruntersuchungsstellen (TV Ang-O iöS) vom 9. November
1994 wird wie folgt geändert:

1. Die Übergangsvorschrift zu § 12 a Unterabs. 1 wird gestri-
chen.

2. § 13 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Als Vergütung werden, unbeschadet des Absatzes 1
Satz 2, für jede Arbeitsstunde

a) dem amtlichen Tierarzt 44,60 DM,

b) dem Fleischkontrolleur im Sinne des 
§ 3 Abs. 2 der Fleischkontrolleur-Verord-
nung (FlKV) und des bis zum 31. Dezem-
ber 1992 geltenden § 6 Abs. 5 Nr. 1 oder 2 
des Fleischhygienegesetzes (FlHG) 
und dem Geflügelfleischkontrolleur 21,89 DM,

c) dem Fleischkontrolleur im Sinne des bis 
zum 31. Dezember 1992 geltenden § 6 
Abs. 5 Nr. 3 FlHG 18,14 DM,

d) dem Angestellten als Hilfskraft im Sinne 
des bis zum 31. Dezember 1992 geltenden 
§ 2 Nr. 1 Buchst. b der Hilfskräfteverord-
nung - Frisches Fleisch - (HKFrFlV) 16,92 DM

gezahlt. Neben seiner Vergütung erhält der Angestellte Zeit-
zuschläge. Diese betragen je geleistete Arbeitsstunde

a) für Arbeit an Sonntagen für den

aa) amtlichen Tierarzt 7,56 DM,

bb) Fleischkontrolleur im Sinne des § 3 
Abs. 2 FlKV und des bis zum 
31. Dezember 1992 geltenden § 6 
Abs. 5 Nr. 1 oder 2 FlHG und den 
Geflügelfleischkontrolleur 3,99 DM,

cc) Fleischkontrolleur im Sinne des bis 
zum 31. Dezember 1992 geltenden 
§ 6 Abs. 5 Nr. 3 FlHG 3,78 DM,

dd) Angestellten als Hilfskraft im Sinne 
des bis zum 31. Dezember 1992 
geltenden § 2 Nr. 1 Buchst. b 
HKFrFlV 3,59 DM,

b) für Arbeit an Wochenfeiertagen sowie am Ostersonntag
und am Pfingstsonntag für den

aa) amtlichen Tierarzt 40,84 DM,

bb) Fleischkontrolleur im Sinne des § 3 
Abs. 2 FlKV und des bis zum 
31. Dezember 1992 geltenden § 6 
Abs. 5 Nr. 1 oder 2 FlHG und den 
Geflügelfleischkontrolleur 21,56 DM,
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cc) Fleischkontrolleur im Sinne des 
bis zum 31. Dezember 1992 geltenden 
§ 6 Abs. 5 Nr. 3 FlHG 20,39 DM,

dd) Angestellten als Hilfskraft im Sinne 
des bis zum 31. Dezember 1992 gelten-
den § 2 Nr. 1 Buchst. b HKFrFlV 19,36 DM,

c) für Arbeit an Wochenfeiertagen, die auf einen Sonntag
fallen, für den

aa) amtlichen Tierarzt 45,38 DM,

bb) Fleischkontrolleur im Sinne des § 3 
Abs. 2 FlKV und des bis zum 
31. Dezember 1992 geltenden § 6 
Abs. 5 Nr. 1 oder 2 FlHG und den 
Geflügelfleischkontrolleur 23,96 DM,

cc) Fleischkontrolleur im Sinne des bis 
zum 31. Dezember 1992 geltenden 
§ 6 Abs. 5 Nr. 3 FlHG 22,65 DM,

dd) Angestellten als Hilfskraft im Sinne 
des bis zum 31. Dezember 1992 
geltenden § 2 Nr. 1 Buchst. b 
HKFrFlV 21,51 DM,

d) für Arbeit in der Zeit von 21 Uhr bis 6 Uhr 2,16 DM.

§ 15 Abs. 8 Unterabs. 3 und 4 BAT-O gilt entsprechend.

Beim Zusammentreffen mehrerer Zeitzuschläge nach Un-
terabsatz 1 Satz 3 Buchst. a bis c wird nur der jeweils
höchste Zeitzuschlag gezahlt.”

3. In § 23 Satz 3 wird das Datum „31. Januar 1999” durch das
Datum „30. April 2000” ersetzt.

§ 4
Dynamisierung der Bemessungsgrundlagen für
die Krankenbezüge und die Urlaubsvergütung

Haben Angestellte nach dem 30. April 1999 Anspruch auf
Krankenbezüge oder auf Urlaubsvergütung, sind gemäß § 14
Abs. 4 und § 16 Abs. 3 TV Ang-O iöS die Bezüge, die zuge-
flossen sind 

a) vom 1. Januar 1998 bis 31. Januar 1998 um 5,99 v. H.,
b) vom 1. Februar 1998 bis 31. August 1998 um 4,60 v. H.,
c) vom 1. September 1998 bis 30. April 1999 um 2,84 v. H.,

zu erhöhen.

§ 5
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1999 in Kraft.
Abweichend von Satz 1 treten §§ 1 und 2 mit Wirkung vom 
1. Februar 1999 in Kraft.

Köln, den 10. Mai 1999

5. Änderungstarifvertrag
vom 10. Mai 1999

zum Tarifvertrag über die Regelung der
Rechtsverhältnisse der amtlichen Tierärzte und

Fleischkontrolleure
außerhalb öffentlicher Schlachthöfe

(TV Ang-O aöS)

Zwischen

der Tarifgemeinschaft deutscher Länder,
vertreten durch den Vorsitzenden des Vorstandes,

der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände,
vertreten durch den Vorstand,

einerseits

und (den vertragschließenden Gewerkschaften) 

andererseits

wird folgendes vereinbart:

§ 1
Wiederinkraftsetzung des § 12 des Tarifvertrages

§ 12 des Tarifvertrages über die Regelung der Rechtsverhältnis-
se der amtlichen Tierärzte und Fleischkontrolleure außerhalb
öffentlicher Schlachthöfe (TV Ang-O aöS) vom 9. November
1994 wird in der am 31. Januar 1999 geltenden Fassung wieder
in Kraft gesetzt.

§ 2
Einmalzahlung

(1) Die unter den Tarifvertrag über die Regelung der Rechtsver-
hältnisse der amtlichen Tierärzte und Fleischkontrolleure außer-
halb öffentlicher Schlachthöfe (TV Ang-O aöS) fallenden An-
gestellten erhalten für die Monate Februar bis April 1999 eine
Einmalzahlung.

Die Einmalzahlung beträgt

a) für die amtlichen Tierärzte 3,44 v. H.,

b) für die übrigen Angestellten 8,08 v. H.,

der Urlaubsvergütung (§ 17 Abs. 2 TV Ang-O aöS), die dem
Angestellten zugestanden hätte, wenn er im gesamten Monat
Februar 1999 Erholungsurlaub gehabt hätte, höchstens jedoch
259,50 DM; hat das Arbeitsverhältnis am 1. Februar 1999 nicht
bestanden, ist der erste volle Kalendermonat des Bestehens des
Arbeitsverhältnisses maßgebend.

Die Einmalzahlung vermindert sich um ein Drittel, höchstens
jedoch um 86,50 DM, für jeden Kalendermonat, für den der
Angestellte

a) keinen Anspruch auf Bezüge (Vergütung, Urlaubsvergü-
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tung oder Krankenbezüge) gegen einen unter den TV 
Ang-O aöS fallenden Arbeitgeber hat; dies gilt nicht für
Kalendermonate, in denen nur wegen der Höhe der Barleis-
tungen des Sozialversicherungsträgers Krankengeldzu-
schuss nicht gezahlt wird,

b) bereits aus einem anderen Rechtsverhältnis im öffentlichen
Dienst (§ 29 Abschn. B Abs. 7 BAT-O) eine Einmalzahlung
erhalten hat, die den Regelungen nach diesem Tarifvertrag
dem Grunde nach vergleichbar ist.

(2) Die Einmalzahlung ist bei der Bemessung sonstiger Leis-
tungen nicht zu berücksichtigen; sie ist nicht gesamtversor-
gungsfähig.

(3) Die Absätze 1 und 2 werden nicht angewendet auf Ange-
stellte, die spätestens mit Ablauf des 31. März 1999 aus ihrem
Verschulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Arbeitsverhält-
nis ausgeschieden sind. Dies gilt auf Antrag nicht für Ange-
stellte, die in unmittelbarem Anschluss an das auf eigenen
Wunsch beendete Arbeitsverhältnis wieder in den öffentlichen
Dienst eingetreten oder wegen Erfüllung der Voraussetzungen
zum Bezug einer Rente wegen Alters nach §§ 36, 37 oder 39
SGB VI aus dem Arbeitsverhältnis ausgeschieden sind.

Öffentlicher Dienst im Sinne des Unterabsatzes 1 Satz 2 ist ei-
ne Beschäftigung

a) beim Bund, bei einem Land, bei einer Gemeinde oder bei
einem Gemeindeverband oder bei einem sonstigen Mitglied
eines Arbeitgeberverbandes, der der Vereinigung der kom-
munalen Arbeitgeberverbände angehört,

b) bei einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli-
chen Rechts, die den BAT-O, den BAT oder einen Tarifver-
trag wesentlich gleichen Inhalts anwendet.

§ 3
Änderung des Tarifvertrages

Der zuletzt durch den 4. Änderungstarifvertrag vom 9. Juni
1998 geänderte Tarifvertrag über die Regelung der Rechtsver-
hältnisse der amtlichen Tierärzte und Fleischkontrolleure außer-
halb öffentlicher Schlachthöfe (TV Ang-O aöS) vom 9. Novem-
ber 1994 wird wie folgt geändert:

1. Die Übergangsvorschrift zu § 11 b Unterabs. 1 wird gestri-
chen.

2. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Unterabs. 2 Satz 1 werden die Worte 

„einen Zuschlag
- vom 1. Februar bis 31. August 1998 von 3,03 DM,
- vom 1. September 1998 an von 3,08 DM,
je Tier.”

durch die Worte „einen Zuschlag von 3,17 DM je Tier.”
ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 erhalten die Buchstaben a bis d fol-
gende Fassung:

„a) stichprobenweise Rückstandsunter-
suchung 3,17 DM,”

b) Rückstandsuntersuchung bei begrün-
detem Verdacht 8,12 DM,”

c) bakteriologische Fleischuntersuchung 11,63 DM,”
d) sonstige Untersuchung 8,12 DM;”

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Unterabsatz 1 erhalten die Buchstaben a bis c
folgende Fassung:

„a) amtlichen Tierarzt 6212 DM,,

b) Fleischkontrolleur im Sinne des § 3 
Abs. 2 FlKV und des bis zum 
31. Dezember 1992 geltenden § 6 
Abs. 5 Nr. 1 oder 2 FlHG 4104 DM,,

c) Fleischkontrolleur im Sinne des bis 
zum 31. Dezember 1992 geltenden 
§ 6 Abs. 5 Nr. 3 FlHG 3482 DM”

bb) In Unterabsatz 2 erhalten die Buchstaben a bis c
folgende Fassung:

„a) Amtlicher Tierarzt 4093 DM,,

b) Fleischkontrolleur im Sinne des § 3 
Abs. 2 FlKV und des bis zum 
31. Dezember 1992 geltenden § 6 
Abs. 5 Nr. 1 oder 2 FlHG 2707 DM,,

c) Fleischkontrolleur im Sinne des bis 
zum 31. Dezember 1992 geltenden 
§ 6 Abs. 5 Nr. 3 FlHG 2501 DM.”

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Unterabsatz 1 Satz 2 erhalten die Buchstaben a
bis d folgende Fassung: 

„a) amtlichen Tierarzt
- vorbehaltlich Buchstabe c - 44,60 DM,,

b) Fleischkontrolleur im Sinne des § 3 
Abs. 2 FlKV und des bis zum 
31. Dezember 1992 geltenden § 6 
Abs. 5 Nr. 1 oder 2 FlHG und 
Geflügelfleischkontrolleur
- vorbehaltlich Buchstabe c - 21,89 DM,,

c) Angestellten in der Trichinenunter-
suchung nach der Digestionsmethode
- ausgenommen die Aufsichtstätigkeit 
des amtlichen Tierarztes - 18,14 DM,,
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d) Angestellten als Hilfskraft im Sinne 
des bis zum 31. Dezember 1992 
geltenden § 2 Nr. 1 Buchst. b der 
Hilfskräfteverordnung - Frisches
Fleisch - (HKFrFlV) 16,92 DM.”

bb) Unterabsatz 2 erhält folgende Fassung:

„Der Angestellte erhält neben seiner Stundenvergü-
tung Zeitzuschläge. Sie betragen je Arbeitsstunde

a) für Arbeit an Sonntagen

aa) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. a 7,56 DM,,

bb) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. b 3,99 DM,,

cc) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. c 3,78 DM,,

dd) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. d 3,59 DM,,

b) für Arbeit an Wochenfeiertagen sowie am
Ostersonntag und am Pfingstsonntag

aa) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. a 40,84 DM,,

bb) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. b 21,56 DM,,

cc) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. c 20,39 DM,,

dd) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. d 19,36 DM,,

c) für Arbeit an Wochenfeiertagen, die auf einen
Sonntag fallen,

aa) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. a 45,38 DM,,

bb) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. b 23,96 DM,,

cc) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. c 22,65 DM,,

dd) in den Fällen des Unterabsatzes 1 
Buchst. d 21,51 DM,,

d) für Arbeit in der Zeit von 21 Uhr 
bis 6 Uhr 2,16 DM.”

3. In § 24 Satz 3 wird das Datum „31. Januar 1999” durch das
Datum „30. April 2000” ersetzt.

4. Die Anlagen 1 und 2 werden durch die diesem Tarifvertrag
beigefügten Anlagen 1 und 2 ersetzt.

§ 4
Dynamisierung der Bemessungsgrundlagen für
die Krankenbezüge und die Urlaubsvergütung

Haben Angestellte nach dem 30. April 1999 Anspruch auf
Krankenbezüge oder auf Urlaubsvergütung, sind gemäß § 13
Abs. 4 und § 17 Abs. 3 TV Ang-O aöS 

a) die Bezüge, ausgenommen die in Buchstabe c genannten
Stundenvergütungen und Zeitzuschläge, für die Untersu-
chungen außerhalb von Großbetrieben im Sinne des § 12
Abs. 1 Unterabs. 4 TV Ang-O aöS, die zugeflossen sind

aa) vom 1. Januar 1998 
bis 31. Januar 1998 um 5,99 v. H.,

bb) vom 1. Februar 1998 
bis 31. August 1998 um 4,60 v. H.,

cc) vom 1. September 1998 
bis 30. April 1999 um 2,84 v. H.,

b) die Bezüge, ausgenommen die in Buchstabe c genannten
Stundenvergütungen und Zeitzuschläge, für die Untersu-
chungen in Großbetrieben im Sinne des § 12 Abs. 1 Unter-
abs. 4 TV Ang-O aöS, die zugeflossen sind

aa) vom 1. Januar 1998 
bis 31. Januar 1998 um 4,61 v. H.,

bb) vom 1. Februar 1998 
bis 31. August 1998 um 3,59 v. H.,

cc) vom 1. September 1998 
bis 30. April 1999 um 1,83 v. H.,

c) die Stundenvergütungen (§ 12 Abs. 5 Unterabs. 1 Satz 2 TV
Ang-O aöS) und Zeitzuschläge (§ 12 Abs. 5 Unterabs. 2
Satz 2 TV Ang-O aöS), die zugeflossen sind

aa) vom 1. Januar 1998 
bis 31. Januar 1998 um 5,99 v. H.,

bb) vom 1. Februar 1998 
bis 31. August 1998 um 4,60 v. H.,

cc) vom 1. September 1998 
bis 30. April 1999 um 2,84 v. H.,

zu erhöhen.

§ 5
Inkrafttreten

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Mai 1999 in Kraft.
Abweichend von Satz 1 treten §§ 1 und 2 mit Wirkung vom 
1. Februar 1999 in Kraft.

Köln, den 10. Mai 1999
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Anlage 1

Gültig ab 1. Mai 1999

Tabelle der Stückvergütungen

für amtliche Tierärzte und Fleischkontrolleure
gemäß § 12 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 2

TV Ang-O aöS

Tier Angestellter Stückvergütung
DM

Einhufer Tierarzt und 21,63
Fleischkontrolleur

Rind Tierarzt 15,76

Fleischkontrolleur 14,66

Schaf, Ziege Tierarzt und 5,39
Fleischkontrolleur

Haarwild 1) Tierarzt und 7,05
Fleischkontrolleur

Schwein Tierarzt 6,87
Fleischuntersuchung

Fleischkontrolleur 6,20

Schwein, Sumpfbiber Tierarzt und 6,81
Trichinenuntersuchung 2) Fleischkontrolleur
(Tierkörper und Tierkörperteil)

Wildschwein Tierarzt und 8,34
Trichinenuntersuchung 2) Fleischkontrolleur

Einhufer, andere Tiere Tierarzt und 8,01
Trichinenuntersuchung 2) Fleischkontrolleur

1) Stückvergütung für die Fleischuntersuchung von Haarwild im Sinne der Anlage 1 Kapitel II Nr. 5.9 der Fleischhygiene-Verordnung (FlHV).
2) Stückvergütung für die Trichinenuntersuchung nach der mikroskopischen oder trichinoskopischen Methode.



Anlage 2

Gültig ab 1. Mai 1999

Tabelle der Stückvergütungen

für amtliche Tierärzte und Fleischkontrolleure
gemäß § 12 Abs. 1 Unterabs. 3 Satz 1

TV Ang-O aöS

Tier Angestellter Stückvergütung
DM

Einhufer Tierarzt und 10,10
Fleischkontrolleur

Rind Tierarzt 7,74

Fleischkontrolleur 7,31

Schaf, Ziege Tierarzt und 2,35
Fleischkontrolleur

Schwein Tierarzt 2,95
Fleischuntersuchung

Fleischkontrolleur 2,77

Schwein Tierarzt und 2,57
Trichinenuntersuchung 1) Fleischkontrolleur
(Tierkörper und Tierkörperteil)

1) Stückvergütung für die Trichinenuntersuchung nach der mikroskopischen oder trichinoskopischen Methode.
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Durchführungshinweise zu den Tarifverträgen 
für die Angestellten in der Fleischuntersuchung 

vom 10. Mai 1999

Zur Durchführung der Tarifverträge gebe ich folgende Hinwei-
se:

A.
Zum 5. Änderungstarifvertrag vom 10. Mai 1999 zum Ta-
rifvertrag über die Regelung der Rechtsverhältnisse der

nicht vollbeschäftigten amtlichen Tierärzte und
Fleischkontrolleure in öffentlichen Schlachthöfen und in

Einfuhruntersuchungsstellen

I.
Zu § 1 (= Wiederinkraftsetzung des § 13 TV Ang-O iöS)

Da § 13 TV Ang-O iöS zum 31. Januar 1999 gekündigt worden
war, wurde diese Vorschrift ab 1. Februar 1999 in der bisheri-
gen Fassung wieder in Kraft gesetzt. Die in der Lohnrunde

1998 vereinbarten Beträge waren damit bis zum 30. April 1999
maßgebend.

II.
Zu § 2 (= Einmalzahlung)

Die Regelung über die Einmalzahlung für die Angestellten in
der Fleischuntersuchung ist der für den übrigen öffentlichen
Dienst in der Lohnrunde 1999 vereinbarten Regelung über die
dortige Einmalzahlung nachgebildet. Auf die in meinem Rund-
schreiben vom 1. April 1999 (Lohnrunde 1999), Az. 16-4-
B4320-142, hierzu gegebenen Durchführungshinweise nehme
ich insoweit Bezug.

III.
Zu § 3 (= Änderung des Tarifvertrages)

1. Zu Nr. 1 (= Übergangsvorschrift zu § 12 a)

Die Übergangsvorschrift zu § 12 a Unterabs. 1 ist wegen
Zeitablaufs gestrichen worden.
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2. Zu Nr. 2 (= § 13 Abs. 2 TV Ang-O iöS)

a) Die Stundenvergütungen des § 13 Abs. 2 Unterabs. 1
Satz 1 TV Ang-O iöS wurden auf der Grundlage der
Anhebung der entsprechenden Beträge im Tarifgebiet
West ab 1. Mai 1999 um 3,10 v. H. nach der bisherigen
Berechnungsweise und unter Berücksichtigung der wei-
teren Festschreibung der Zuwendung der unter den
BAT-O fallenden Angestellten ab 1. Mai 1999 neu fest-
gesetzt.

b) Durch die Stundenvergütungen sind weiterhin die allge-
meine Zulage, die Zuwendung, das Urlaubsgeld und die
vermögenswirksamen Leistungen abgegolten.

c) Die Zeitzuschläge des § 13 Abs. 2 Unterabs. 1 Satz 3
TV Ang-O iöS sind nach der zwischen den Tarifver-
tragsparteien im Jahre 1975 abgesprochenen Berech-
nungsweise dadurch ermittelt worden, dass auf die in
Betracht kommenden Stundenvergütungen des § 4 des
Vergütungstarifvertrages Nr. 5 zum BAT-O für den Be-
reich der VKA vom 5. Mai 1998 die in § 35 Abs. 1 
Satz 2 Buchst. b und Buchst. c Doppelbuchst. aa und bb
BAT-O festgelegten Vomhundertsätze angewendet wor-
den sind.

Der Zeitzuschlag für Nachtarbeit beträgt weiterhin 
2,16 DM je Arbeitsstunde.

3. Zu Nr. 3 (= § 23 Satz 3 TV Ang-O iöS)

Für die neuen Vergütungsregelungen des § 13 TV 
Ang-O iöS ist eine Mindestlaufzeit bis zum 30. April 2000
vereinbart worden.

IV.
Zu § 4 (= Dynamisierung der Bemessungsgrundlagen)

§ 4 enthält die nach § 14 Abs. 4 und § 16 Abs. 3 TV Ang-O iöS
erforderliche Regelung über die Dynamisierung der Bemes-
sungsgrundlagen für die Krankenbezüge und für die Urlaubs-
vergütung.

Hat ein amtlicher Tierarzt oder ein sonstiger Angestellter nach
dem 30. April 1999 Anspruch auf Krankenbezüge oder auf Ur-
laubsvergütung, ist festzustellen, für welche Zeit dieser An-
spruch besteht und welcher Zeitraum für die Bemessung der
Krankenbezüge gemäß § 14 Abs. 3 bzw. der Urlaubsvergütung
gemäß § 16 Abs. 2 TV Ang-O iöS maßgebend ist. Der für die
im maßgebenden Berechnungszeitraum (= vorangegangenes
Kalenderjahr, einzelne abgerechnete volle Kalendermonate des
vorangegangenen Kalenderjahres oder die abgerechneten vol-
len Kalendermonate des laufenden Kalenderjahres) gezahlten
Bezüge (vgl. § 14 Abs. 3 Satz 1/§ 16 Abs. 2 Satz 1 TV 
Ang-O iöS) geltende Dynamisierungs-Vomhundertsatz ergibt
sich aus § 4 des 5. Änderungstarifvertrages vom 10. Mai 1999.

Beispiel 1:

Der amtliche Tierarzt hat Anspruch auf Krankenbezüge für den
Monat Juni 1999. Berechnungszeitraum ist das Kalenderjahr 1998
(§ 14 Abs. 3 Satz 1 TV Ang-O iöS).

Die Bezüge, die 

- vom 1. Januar bis 31. Januar 1998 zugeflossen sind, sind um
5,99 v. H.,

- vom 1. Februar bis 31. August 1998 zugeflossen sind, sind um
4,60 v. H.,

- vom 1. September bis 31. Dezember 1998 zugeflossen sind,
sind um 2,84 v. H.

zu erhöhen.

Beispiel 2:

Der am 1. Mai 1999 eingestellte amtliche Tierarzt hat Anspruch auf
Urlaubsvergütung für den Monat August 1999. Berechnungszeit-
raum sind die abgerechneten vollen Kalendermonate Mai bis Juli
des Kalenderjahres 1999 (§ 16 Abs. 2 Satz 3 TV Ang-O iöS).

Die Bezüge, die vom 1. Mai bis 31. Juli 1999 zugeflossen sind, sind
nicht zu erhöhen.

Beispiel 3:

Der am 1. Januar 1999 eingestellte Fleischkontrolleur hat An-
spruch auf Urlaubsvergütung für den Monat Juli 1999. Berech-
nungszeitraum sind die Monate Januar bis Juni 1999 (§ 16 Abs. 2
Satz 3 TV Ang-O iöS).

Die Bezüge, die vom 1. Januar bis 30. April 1999 zugeflossen sind,
sind um 2,84 v. H. zu erhöhen. Die Bezüge, die vom 1. Mai bis 
30. Juni 1999 zugeflossen sind, sind nicht zu erhöhen.

Die aufgrund des § 2 des 5. Änderungstarifvertrages zum TV
Ang-O iöS vom 10. Mai 1999 für die Monate Februar bis April
1999 gewährte Einmalzahlung ist nicht Bestandteil der zu er-
höhenden Bezüge, weil die Einmalzahlung bei der Bemessung
sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen ist (vgl. § 2 
Abs. 2 des 5. Änderungstarifvertrages vom 10. Mai 1999).

B.
Zum 5. Änderungstarifvertrag vom 10. Mai 1999 zum

Tarifvertrag über die Regelung der Rechtsverhältnisse der
amtlichen Tierärzte und Fleischkontrolleure außerhalb öf-

fentlicher Schlachthöfe

I.
Zu § 1 (= Wiederinkraftsetzung des § 12 TV Ang-O aöS)

Die Ausführungen unter Abschnitt A Ziff. I gelten entspre-
chend.

II.
Zu § 2 (= Einmalzahlung)

Die Ausführungen unter Abschnitt A Ziff. II gelten entspre-
chend.

III.
Zu § 3 (= Änderung des Tarifvertrages)

1. Zu Nr. 1 (= Übergangsvorschrift zu § 11 b)

Die Übergangsvorschrift zu § 11 b Unterabs. 1 ist wegen
Zeitablaufs gestrichen worden.
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2. Zu Nr. 2 (= § 12 TV Ang-O aöS und die Anlagen 1 und 2
zum TV Ang-O aöS)

a) Die Stückvergütungen für die Untersuchungen außer-
halb von Großbetrieben wurden auf der Grundlage der
Anhebung der entsprechenden Beträge im Tarifgebiet
West ab 1. Mai 1999 um 3,10 v. H. nach der bisherigen
Berechnungsweise und unter Berücksichtigung der wei-
teren Festschreibung der Zuwendung der unter den
BAT-O fallenden Angestellten ab 1. Mai 1999 neu fest-
gesetzt (vgl. die neue Anlage 1 zum TV Ang-O aöS in
der ab 1. Mai 1999 maßgebenden Fassung).

b) Die Stückvergütungen für die Untersuchungen in Groß-
betrieben (vgl. die neue Anlage 2 zum TV Ang-O aöS in
der ab 1. Mai 1999 maßgebenden Fassung) wurden ab
1. Mai 1999 unter Berücksichtigung der Festschreibung
der Zuwendung nach der bisherigen Berechnungsweise
einheitlich um 2,00 v. H. erhöht.

c) Durch die Stückvergütungen der neuen Anlagen 1 
und 2 zum TV Ang-O aöS sind weiterhin die allgemei-
ne Zulage, die Zuwendung, das Urlaubsgeld und die
vermögenswirksamen Leistungen abgegolten.

d) Aus den neuen Stückvergütungen ergeben sich nach 
§ 12 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 4 TV Ang-O aöS folgende
Garantiebeträge:

Nach § 12 Abs. 1 ab 1. Mai 1999
Unterabs. 1 Satz 4
aa) Buchst. a (35 x 6,87 DM =) 240,45 DM
bb) Buchst. b (64 x 5,50 DM =) 352,00 DM
cc) Buchst. c (119 x 4,47 DM =) 531,93 DM

Wie sich aus § 12 Abs. 1 Unterabs. 1 Satz 4 TV 
Ang-O aöS ergibt, steht jedoch höchstens die Summe
der Stückvergütungen zu, die sich aus den ungekürzten
Stückvergütungen ergeben würde. Ist der in Betracht
kommende Garantiebetrag höher als die Summe der
ungekürzten Stückvergütungen, steht diese Summe zu.

e) Nach § 12 Abs. 1 Unterabs. 5 Satz 2 TV Ang-O aöS er-
geben sich folgende Garantiebeträge:

Nach § 12 Abs. 1 ab 1. Mai 1999
Unterabs. 5 Satz 2
aa) Buchst. a (35 x 6,81 DM =) 238,35 DM
bb) Buchst. b (64 x 5,45 DM =) 348,80 DM
cc) Buchst. c (119 x 4,43 DM =) 527,17 DM

f) Der Hausschlachtungszuschlag nach § 12 Abs. 1 Unter-
abs. 2 Satz 1 TV Ang-O aöS ist ab 1. Mai 1999 von 
3,08 DM auf 3,17 DM angehoben worden.

g) Die Zuschläge des § 12 Abs. 3 Unterabs. 1 Satz 2 erster
Halbsatz TV Ang-O aöS für die Rückstandsuntersu-
chungen, die bakteriologischen Fleischuntersuchungen
und die sonstigen Untersuchungen in Großbetrieben
sind ab 1. Mai 1999 angehoben und mit den neuen Be-
trägen im Tarifvertrag festgelegt worden. Wird die Un-

tersuchung außerhalb von Großbetrieben durchgeführt,
erhöht sich der Zuschlag - wie bisher - um 5 v. H. (§ 12
Abs. 3 Unterabs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz TV 
Ang-O aöS).

Somit werden in außerhalb von
gezahlt für die Großbetrieben Großbetrieben
a) stichprobenwei- 3,17 DM 3,33 DM

se Rückstands-
unterschung

b) Rückstandsunter- 8,12 DM 8,53 DM
suchung bei be-
gründetem Ver-
dacht

c) bakteriologische 11,63 DM 12,21 DM
Fleischuntersu-
chung

d) sonstige 8,12 DM 8,53 DM
Untersuchung

h) Die Grenzbeträge des § 12 Abs. 4 TV Ang-O aöS sind
nach der bisherigen Berechnungsweise und unter
Berücksichtigung der Festschreibung der Zuwendung
angehoben und auf 86,5 v. H. der im Tarifgebiet West ab
1. Mai 1999 geltenden entsprechenden Beträge festge-
setzt worden.

i) Die Stundenvergütungen und die Zeitzuschläge des 
§ 12 Abs. 5 TV Ang-O aöS wurden ebenso erhöht wie
die Stundenvergütungen und Zeitzuschläge des § 13
Abs. 2 TV Ang-O iöS. Auf die entsprechend geltenden
Ausführungen in Abschnitt A Ziffer III Nr. 2 Buchst. a
und c wird verwiesen.

k) Für die Tätigkeiten in der Trichinenuntersuchung nach
der Digestionsmethode erhalten weiterhin alle Ange-
stellten dieselbe Stundenvergütung (vgl. § 12 Abs. 5
Unterabs. 1 Satz 2 Buchst. c TV Ang-O aöS).

l) Die für die Probenentnahme und für zusätzlich gefahre-
ne Kilometer nach § 12 Abs. 5 Unterabs. 6 Satz 3, 7 
und 8 TV Ang-O aöS zustehenden Beträge ergeben sich
aus der nachstehenden Tabelle.
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Zeitraum Je Probe bei täglichen Probenentnahmen Je zusätzlich
in einem Betrieb aus gefahrenen

Kilometer

bis zu bis zu bis zu mehr als
5 Tieren 15 Tieren 50 Tieren 50 Tieren

ab 1. Mai 1999 1,21 DM 0,91 DM 0,60 DM 0,30 DM 0,45 DM

Der Garantiebetrag nach § 12 Abs. 5 Unterabs. 6 Satz 4
TV Ang-O aöS beträgt 13,65 DM. Davon entfallen auf
den Fleischkontrolleur A (13,65 DM : 19 Tiere x 10 Pro-
ben) 7,18 DM (statt 10 x 0,60 DM = 6,00 DM), auf den
Fleischkontrolleur B (13,65 DM : 19 Tiere x 6 Proben)
4,31 DM (statt 6 x 0,60 DM = 3,60 DM).

Der Rest des Garantiebetrages von (13,65 DM : 19 Tiere x
3 Proben) 2,16 DM ist nach § 12 Abs. 5 Unterabs. 6 
Satz 6 TV Ang-O aöS nicht zu verteilen; denn der Ange-
stellte C erhält Stundenvergütung.

3. Zu Nr. 3 (= § 24 Satz 3 TV Ang-O aöS)

Für die neuen Vergütungsregelungen des § 12 TV 
Ang-O aöS ist eine Mindestlaufzeit bis zum 30. April 2000
vereinbart worden.

IV.
Zu § 4 (= Dynamisierung der Bemessungsgrundlagen)

§ 4 enthält die nach § 13 Abs. 4 und § 17 Abs. 3 TV Ang-O aöS
erforderliche Regelung über die Dynamisierung der Bemes-
sungsgrundlagen für die Krankenbezüge und für die Urlaubs-
vergütung.

Hat ein amtlicher Tierarzt oder ein sonstiger Angestellter nach
dem 30.April 1999 Anspruch auf Krankenbezüge oder auf Ur-
laubsvergütung, ist festzustellen, für welche Zeit dieser An-
spruch besteht und welcher Zeitraum für die Bemessung der
Krankenbezüge gemäß § 13 Abs. 3 bzw. der Urlaubsvergütung
gemäß § 17 Abs. 2 TV Ang-O aöS maßgebend ist. Der für die
im maßgebenden Berechnungszeitraum (= vorangegangenes
Kalenderjahr, einzelne abgerechnete volle Kalendermonate des
vorangegangenen Kalenderjahres oder die abgerechneten vol-
len Kalendermonate des laufenden Kalenderjahres) gezahlten
Bezüge (vgl. § 13 Abs. 3 Satz 1/§ 17 Abs. 2 Satz 1 TV Ang-O
aöS) geltende Dynamisierungs-Vomhundertsatz ergibt sich aus
§ 4 des 5. Änderungstarifvertrages vom 10. Mai 1999.

Beispiel 1:

Der amtliche Tierarzt hat Anspruch auf Krankenbezüge für den
Monat Juli 1999. Berechnungszeitraum ist das Kalenderjahr 1998
(§ 13 Abs. 3 Satz 1 TV Ang-O aöS). Im Berechnungszeitraum sind
ihm Stückvergütungen nach der Anlage 1 zum TV Ang-O aöS so-
wie Stundenvergütungen und Zeitzuschläge zugeflossen.

Die Stückvergütungen, die Stundenvergütungen und die Zeitzu-
schläge, die 

- vom 1. Januar bis 31. Januar 1998 zugeflossen sind, sind um
5,99 v. H.,

- vom 1. Februar bis 31. August 1998 zugeflossen sind, sind um
4,60 v. H.,

Die Garantiebeträge des § 12 Abs. 5 Unterabs. 6 Satz 4
TV Ang-O aöS für die Probenentnahmen ergeben sich
aus der nachstehenden Tabelle.

Zeitraum Garantiebetrag nach § 12 Abs. 5 
Unterabs. 6 Satz 4

Buchst. a Buchst. b Buchst. c
ab 1. Mai 1999 6,05 DM 13,65 DM 30,00 DM

Die Garantieregelung ist nur dann von Bedeutung,
wenn die Summe der Vergütungen nach § 12 Abs. 5
Unterabs. 6 Satz 3 TV Ang-O aöS für alle entnomme-
nen Proben den maßgebenden Garantiebetrag nicht er-
reicht. Das ist der Fall, wenn in dem Betrieb an dem
maßgebenden Tag im Falle des § 12 Abs. 5 Unterabs. 6
Satz 3

- Buchst. b aus weniger als 7 Tieren,
- Buchst. c aus weniger als 23 Tieren,
- Buchst. d aus weniger als 100 Tieren

Proben entnommen worden sind.

Beispiel 1:

In einem Betrieb wurden am 11. Mai 1999 aus 51 Tieren,
also aus weniger als 100 Tieren, Proben entnommen, da-
von durch die Fleischkontrolleure A und B, die im Rah-
men der Fleischuntersuchung tätig sind, 25 bzw. 20 Pro-
ben und durch den Fleischkontrolleur C, der nicht in der
Fleischuntersuchung tätig ist, 6 Proben.

Der Garantiebetrag nach § 12 Abs. 5 Unterabs. 6 Satz 4
TV Ang-O aöS beträgt 30,00 DM. Davon entfallen nach 
§ 12 Abs. 5 Unterabs. 6 Satz 5 TV Ang-O aöS auf den
Fleischkontrolleur A (30,00 DM : 51 Tiere x 25 Proben)
14,71 DM (statt 25 x 0,30 DM = 7,50 DM), auf den
Fleischkontrolleur B (30,00 DM : 51 Tiere x 20 Proben)
11,76 DM (statt 20 x 0,30 DM = 6,00 DM).

Der Rest des Garantiebetrages von (30,00 DM : 51 Tiere
x 6 Proben) 3,53 DM ist nach § 12 Abs. 5 Unterabs. 6 
Satz 6 TV Ang-O aöS nicht zu verteilen; denn der Ange-
stellte C erhält Stundenvergütung.

Beispiel 2:

In einem Betrieb wurden am 11. Mai 1999 aus 19 Tieren,
also aus weniger als 23 Tieren, Proben entnommen, da-
von durch die Fleischkontrolleure A und B, die im Rah-
men der Fleischuntersuchung tätig sind, 10 bzw. 6 Proben
und durch den Fleischkontrolleur C, der nicht in der
Fleischuntersuchung tätig ist, 3 Proben.
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- vom 1. September bis 31. Dezember 1998 zugeflossen sind,
sind um 2,84 v. H.

zu erhöhen.

Beispiel 2:

Der amtliche Tierarzt hat Anspruch auf Krankenbezüge für den
Monat August 1999. Berechnungszeitraum ist das Kalenderjahr
1998 (§ 13 Abs. 3 Satz 1 TV Ang-O aöS). Im Berechnungszeitraum
sind ihm Stückvergütungen nach der Anlage 2 zum TV Ang-O aöS
sowie Stundenvergütungen und Zeitzuschläge zugeflossen.

a) Die Stückvergütungen, die 

- vom 1. Januar bis 31. Januar 1998 zugeflossen sind, sind
um 4,61 v. H.,

- vom 1. Februar bis 31. August 1998 zugeflossen sind, sind
um 3,59 v. H.,

- vom 1. September bis 31. Dezember 1998 zugeflossen
sind, sind um 1,83 v. H.,

b) die Stundenvergütungen und die Zeitzuschläge, die 

- vom 1. Januar bis 31. Januar 1998 zugeflossen sind, sind
um  5,99 v. H.,

- vom 1. Februar bis  31. August 1998 zugeflossen sind,
sind um 4,60 v. H.,

- vom 1. September bis 31. Dezember 1998 zugeflossen
sind, sind um 2,84 v. H.

zu erhöhen.

Beispiel 3:

Der am 1. Mai 1998 eingestellte Fleischkontrolleur hat Anspruch
auf Urlaubsvergütung für den Monat Juli 1999. Berechnungszeit-
raum sind die abgerechneten vollen Kalendermonate Mai bis De-
zember des Kalenderjahres 1998 (§ 17 Abs. 2 Satz 2 TV 
Ang-O aöS). Im Berechnungszeitraum sind ihm Stückvergütungen
nach der Anlage 2 zum TV Ang-O aöS sowie Stundenvergütungen
und Zeitzuschläge zugeflossen.

a) Die Stückvergütungen, die 

- vom 1. Mai bis 31. August 1998 zugeflossen sind, sind um
3,59 v. H.,

- vom 1. September bis 31. Dezember 1998 zugeflossen
sind, sind um 1,83 v. H.,

b) die Stundenvergütungen und die Zeitzuschläge, die 

- vom 1. Mai bis 31. August 1998 zugeflossen sind, sind um
4,60 v. H.,

- vom 1. September bis 31. Dezember 1998 zugeflossen
sind, sind um 2,84 v. H.

zu erhöhen.

Beispiel 4:

Der am 1. März 1999 eingestellte amtliche Tierarzt hat Anspruch
auf Urlaubsvergütung für den Monat August 1999. Berechnungs-
zeitraum sind die abgerechneten vollen Kalendermonate März bis
Juli des Kalenderjahres 1999 (§ 17 Abs. 2 Satz 3 TV Ang-O aöS).
Im Berechnungszeitraum sind ihm Stückvergütungen nach der An-
lage 2 zum TV Ang-O aöS sowie Stundenvergütungen und Zeitzu-
schläge zugeflossen.

a) Die Stückvergütungen, die vom 1. März bis 30. April 1999 zu-
geflossen sind, sind um 1,83 v. H. zu erhöhen. Die ab 1. Mai
1999 zugeflossenen Stückvergütungen sind nicht zu erhöhen.

b) Die Stundenvergütungen und die Zeitzuschläge, die vom 
1. März bis 30. April 1999 zugeflossen sind, sind um 2,84 v. H.
zu erhöhen. Die ab 1. Mai 1999 zugeflossenen Stundenvergü-
tungen und Zeitzuschläge sind nicht zu erhöhen.

Die aufgrund des § 2 des 5. Änderungstarifvertrages zum 
TV Ang-O aöS vom 10. Mai 1999 für die Monate Februar bis
April 1999 gewährte Einmalzahlung ist nicht Bestandteil der zu
erhöhenden Bezüge, weil die Einmalzahlung bei der Bemes-
sung sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen ist (vgl. § 2
Abs. 2 des 5. Änderungstarifvertrages vom 10. Mai 1999).

Rahmenvereinbarung
zum Prozess der Verwaltungsoptimierung

vom 7. Juli 1999

Bekanntmachung des Ministeriums der Finanzen
- 16 - 4 - B 4000 - 03.34 -

Vom 2. August 1999

Am 7. Juli 1999 hat die Landesregierung mit den Gewerkschaf-
ten ÖTV, DAG, GEW und GdP sowie mit der GGVöD die nach-
folgende Rahmenvereinbarung zum Prozess der Verwaltungs-
optimierung unterzeichnet:

Präambel

Die Landesregierung und die unterzeichnenden Gewerkschaf-
ten stimmen in der Einschätzung überein, dass im Rahmen des
Aufbaus der Landesverwaltung unter großem Engagement der
Beschäftigten in den vergangenen Jahren bedarfsgerechte und
flexible Strukturen geschaffen werden konnten. Sie vertreten
die gemeinsame Auffassung, dass die Verwaltung über den er-
reichten Stand hinaus jederzeit in der Lage sein muss, sich an
ständig verändernde Rahmenbedingungen und Aufgaben an-
zupassen. Die Bürgerinnen und Bürger erwarten verstärkt von
der brandenburgischen Landesverwaltung eine dienstleis-
tungsorientierte Verwaltung, in der Strukturen vorhanden sind,
die zu schnelleren und nachvollziehbaren Entscheidungen
führen. 

Vor diesem Hintergrund sind Landesregierung und Gewerk-
schaften der gemeinsamen Überzeugung, dass Optimierungs-
vorhaben in der Landesverwaltung nur dann erfolgreich sein
können, wenn es gelingt, alle daran Beteiligten - Arbeitgeber
(von der Landesregierung bis zu den örtlichen Dienststellenlei-
tungen) sowie Beschäftigte und ihre Interessenvertretungen -
von der Notwendigkeit der Optimierung der Verwaltung zu
überzeugen, um sie damit zu gewinnen, sich und ihren Sach-
verstand konstruktiv in den Prozess der Umgestaltung einzu-
bringen. Der Abschluss der Rahmenvereinbarung zur Verwal-
tungsoptimierung beim Land Brandenburg schafft dafür die
Voraussetzungen.
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Mit dem gemeinsamen Ziel, durch Einbeziehung der Beschäf-
tigten und ihrer Interessenvertretungen den Optimierungspro-
zess transparenter zu machen und Gestaltungsspielräume zu
eröffnen, um damit die Akzeptanz zu fördern, sowie Regelun-
gen zum Schutz der Beschäftigten vor sozialen Nachteilen zu
treffen, schließen Landesregierung und Gewerkschaften folgen-
de Rahmenvereinbarung:

I. Einbeziehung

A. Prozess der Verwaltungsoptimierung

Als Verwaltungsoptimierung wird in dieser Vereinbarung das
über den permanenten Prozess der Verbesserung der Verwal-
tung hinausgehende, aktuelle Vorhaben der Landesregierung
verstanden, die Strukturen der Landesverwaltung nach der Auf-
bauphase effektiver und effizienter zu gestalten. Dieses Vorha-
ben muss als längerfristiger Prozess verstanden werden, in den
alle Teile der Landesverwaltung einzubeziehen sind. 

Als Maßnahmen, die aus Anlass oder im Zusammenhang mit
dem Optimierungsprozess der Landesverwaltung durchgeführt
werden, werden alle Maßnahmen verstanden, die von den zen-
tralen Projektgremien und den weiteren nachgenannten Gremi-
en erarbeitet und der Landesregierung bzw. den Ressorts zur
Entscheidung vorgeschlagen werden.

B. Einbeziehung in Gremien

Zur Steuerung und Koordinierung des Optimierungsprozesses
richtet die Landesregierung einen Staatssekretärsausschuss,
der durch einen Beirat beraten und unterstützt wird, sowie ei-
ne zentrale Projektgruppe ein. Der Kabinettbeschluss vom 
18. Mai 1999 enthält nähere Einzelheiten zur Projektorganisa-
tion.

Gremien im Sinne dieser Vereinbarung sind die mit der Pla-
nung, Koordinierung und Entscheidungsvorbereitung befassten
Projekt- und Teilprojektgruppen in den Ressorts sowie der Bei-
rat auf Landesebene.

Die Landesregierung verpflichtet sich zur Information der un-
terzeichnenden Gewerkschaften, der zuständigen Personalver-
tretungen, Gleichstellungsbeauftragten und Schwerbehinder-
tenvertretungen sowie aller Beschäftigten über Maßnahmen der
Verwaltungsoptimierung sowie über den aktuellen Stand der
Umsetzung. Die Information der Gewerkschaften sowie der Be-
schäftigtenvertretungen findet im Rahmen ihrer Einbeziehung
in die oben genannten Gremien statt. Die Information erfolgt so
rechtzeitig, dass Entscheidungen und Maßnahmen noch gestal-
tungsfähig sind.

1. Einbeziehung auf Landesebene

Die Besetzung des Beirates erfolgt durch zwei Mitglieder der
Landesregierung und drei Vertreter der Spitzenorganisationen
der Gewerkschaften. Ziel der Zusammenarbeit zwischen der
Landesregierung und den Gewerkschaften in diesem Gremium
ist es, die Durchführung des Optimierungsprozesses unter Her-
stellung eines Konsenses zwischen den Interessen von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern zu begleiten. Die Landesregierung

verpflichtet sich, den Beirat an der Entscheidungsfindung zur
Verwaltungsoptimierung zu beteiligen.

Dem Beirat sind sämtliche Empfehlungen des Staatssekretärs-
ausschusses an die Landesregierung vorzulegen. Er hat das
Recht, diesen Empfehlungen eigene Voten hinzuzufügen und
kann selbst eigene Empfehlungen unterbreiten. Wird der ange-
strebte Konsens im Beirat nicht erreicht, können die darin ver-
tretenen Seiten auch voneinander abweichende Voten abgeben.
Entscheidungen trifft die Landesregierung.

Zur Heranziehung von Fachwissen sowie zur geschäftsstellen-
mäßigen Unterstützung kann der Beirat auf Kapazitäten der
zentralen Projektgruppe zurückgreifen. Die Hinzuziehung ex-
ternen Sachverstandes ist grundsätzlich möglich.

Die Gewerkschaften sind bereit, im Beirat konstruktiv mitzuar-
beiten. Übereinstimmend im Beirat getroffene Beschlüsse wer-
den von den Gewerkschaften unterstützt. 

2. Einbeziehung auf Ressortebene

Ressorteigene Arbeits- bzw. Projektgruppen arbeiten den zentra-
len Projektgremien zu und tragen zum Informationsaustausch
zwischen diesen und den Ressorts bei. Außerdem können ressort-
übergreifende Arbeits- bzw. Projektgruppen gebildet werden.

Die Dienststellenleitungen der beteiligten Behörden bzw. Ein-
richtungen sind verpflichtet, die Personalvertretungen, die
Gleichstellungsbeauftragten sowie die Schwerbehindertenver-
tretungen in die Gremien einzubinden, die mit dem Prozess der
Verwaltungsoptimierung in Zusammenhang stehen. Die Be-
schäftigten der Ressorts sind über alle Maßnahmen im Rahmen
der Verwaltungsoptimierung so rechtzeitig, dass sie noch ge-
staltungsfähig sind, zu informieren. Die Modalitäten der Einbe-
ziehung der örtlichen Personalvertretungen und Beschäftigten
werden im Regelfall durch Dienstvereinbarungen festgelegt. 

C. Qualifizierung für den Prozess der Verwaltungsoptimie-
rung

Für eine erfolgreiche Umgestaltung der Verwaltung ist die Mit-
wirkung aller Beteiligten erforderlich. Dies setzt voraus, dass
Arbeitgeber und Arbeitnehmer sowie deren Interessenvertretun-
gen über eine ausreichende Qualifizierung auf dem Gebiet der
Ziele, Inhalte und Instrumente verfügen, die für den Prozess der
Verwaltungsoptimierung relevant sind. Die Landesregierung si-
chert zu, die Qualifikation der unmittelbar an diesem Prozess
beteiligten Beschäftigten bedarfsgerecht durchzuführen. Ein
Qualifizierungskonzept, das weitere Einzelheiten regelt, wird
von der Landesregierung erstellt.

Das Qualifizierungskonzept soll unter anderem Bildungsange-
bote zu den Instrumenten, Vorhaben und Maßnahmen enthalten,
die im Rahmen des Optimierungsprozesses angewandt bzw.
eingesetzt werden. Dazu zählen insbesondere moderne Instru-
mente der Verwaltungsführung sowie Instrumente zur Optimie-
rung der Aufbau- und Ablauforganisation und der Aufgabener-
ledigung. Aufgabenkritik, Alternativen der Rechtsform der Auf-
gabenwahrnehmung, Instrumente zur Stärkung der Kosten-
transparenz und Wirtschaftlichkeit sowie Lösungen aus der In-
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formationstechnologie können - abhängig vom Verlauf des Op-
timierungsprozesses - ebenfalls Bestandteil des Qualifizie-
rungskonzeptes sein. Um die notwendige Qualifikation der Be-
teiligten bei der Gestaltung des Optimierungsprozesses sicher-
zustellen, enthält das Qualifizierungskonzept insbesondere An-
gebote zur Methodik bei der Konzeption und Umsetzung von
Optimierungsvorhaben.

Die Landesregierung verpflichtet sich, ein am Bedarf orientier-
tes Angebot ihrer landeseigenen Einrichtung für Fort- und Wei-
terbildung (Landesakademie für öffentliche Verwaltung -
LAköV) auf dem Gebiet der Verwaltungsoptimierung zu schaf-
fen.

II. Schutz der Beschäftigten

A. Sicherung der Beschäftigungsmöglichkeit

Die Landesregierung sieht sich der Sicherung der Beschäfti-
gungsmöglichkeiten in der Landesverwaltung besonders ver-
pflichtet. 

Vorhaben im Rahmen der Verwaltungsoptimierung sind
grundsätzlich so zu gestalten, dass kein Arbeitnehmer den Weg-
fall seiner Beschäftigungsmöglichkeit in der Landesverwaltung
befürchten muss. Die Landesregierung verpflichtet sich, hierzu
alle möglichen Anstrengungen zu unternehmen. 

Für jeden Arbeitnehmer, dessen Arbeitsplatz im Rahmen des
Optimierungsprozesses entfällt, wird die Landesverwaltung im
Rahmen ihrer Möglichkeiten einen zumutbaren Ersatzarbeits-
platz anbieten. Ist für die Weiterbeschäftigung auf dem anderen
Arbeitsplatz eine Qualifizierung erforderlich, wird die Mög-
lichkeit hierzu gewährleistet. 

Die Arbeitnehmer sind zur Mitwirkung bei der Erhaltung ihrer
Beschäftigungsmöglichkeit und zur Annahme eines zumutba-
ren anderen Arbeitsplatzes verpflichtet.

Im Bewusstsein dieser gegenseitigen Verpflichtungen schließt
die Landesregierung betriebsbedingte Kündigungen zum
Zwecke der Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach folgen-
den Maßgaben aus:

a) Versetzungen und Änderungskündigungen bleiben zuläs-
sig, soweit sie nach den folgenden Abschnitten B und C zu-
mutbar sind.

b) Das Gleiche gilt für Beendigungskündigungen, die erklärt
werden, weil der Arbeitnehmer ein zumutbares Änderungs-
angebot entsprechend den folgenden Abschnitten B und C
ohne den Vorbehalt des § 2 Satz 1 KSchG ablehnt, oder sich
hierzu nicht innerhalb einer Frist von drei Wochen nach Zu-
gang der Kündigung erklärt.

c) Beendigungskündigungen aufgrund pflichtwidrigen Ver-
haltens bleiben zulässig.

Betriebsbedingte Beendigungskündigungen sind nur insoweit
ausgeschlossen, als sie ihre wesentliche Ursache in Maßnah-
men des Optimierungsprozesses haben.  

Sollten Ereignisse (hierzu zählen insbesondere eine wesentliche

Verschlechterung der finanziellen Rahmenbedingungen des
Landes sowie ein durch die Landesregierung nicht beeinfluss-
barer Aufgabenwegfall in der Landesverwaltung) eintreten, die
beim Abschluss dieser Rahmenvereinbarung noch nicht abseh-
bar waren, besteht für die Landesregierung die Möglichkeit, ei-
nem bestimmten Personenkreis betriebsbedingt zu kündigen.
Hierzu werden die vertragschließenden Parteien ggf. Sonderre-
gelungen treffen.

B. Wechsel des Arbeitsplatzes

Die Landesregierung wird alle Möglichkeiten ausschöpfen, da-
mit Arbeitnehmer, deren Arbeitsplatz von Maßnahmen des Op-
timierungsprozesses betroffen ist, vorrangig entsprechend ihrer
bisherigen Vergütungs- bzw. Lohngruppe und am bisherigen
Beschäftigungsort weiterbeschäftigt werden können.

Für Arbeitnehmer, die von Maßnahmen aus Anlass oder im Zu-
sammenhang mit dem Optimierungsprozess in der Landesver-
waltung betroffen sind und nicht mehr in ihrer bisherigen Tätig-
keit weiterbeschäftigt werden können, werden neue Beschäfti-
gungsmöglichkeiten in der nachstehenden Reihenfolge geprüft
und angeboten:

a) Beschäftigung in derselben Dienststelle am bisherigen Ort,
b) Beschäftigung im bisherigen Ressortbereich am bisherigen

Ort,
c) Beschäftigung in einem anderen Ressortbereich am bisheri-

gen Ort,
d) Beschäftigung im bisherigen Ressortbereich an einem an-

deren Ort,
e) Beschäftigung in einem anderen Ressortbereich an einem

anderen Ort,
f) Beschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber des öffentli-

chen Dienstes im Sinne des § 29 Abs. 7 BAT-O.

Von dieser Reihenfolge kann auf Wunsch des Arbeitnehmers
abgewichen werden. Sinngemäß gilt diese Regelung im Rah-
men der gesetzlichen Vorschriften auch für Beamte in der Lan-
desverwaltung, deren Dienststelle von Maßnahmen des Opti-
mierungsprozesses betroffen ist.

Die neue Beschäftigungsmöglichkeit muss der Fähigkeit und
mindestens dem bisherigen Qualifikationsniveau und der be-
ruflichen Erfahrung des Arbeitnehmers entsprechen.

Ist die Annahme eines anderen Arbeitsplatzes mit einer niedri-
ger bewerteten Tätigkeit verbunden, ist der Arbeitnehmer bei
zukünftiger Übertragung von höher bewerteten Tätigkeiten bei
entsprechender Eignung besonders zu berücksichtigen. Dabei
sind die Möglichkeiten der Stellenbörse zu nutzen.

Bei der Übernahme eines niedriger bewerteten Arbeitsplatzes
erfolgt ein Ausgleich nach Maßgabe der Richtlinie des Ministe-
riums der Finanzen des Landes Brandenburg über eine über-
gangsweise Vergütungs- und Lohnsicherung im Zuge von Maß-
nahmen der Verwaltungsoptimierung vom 7. Juli 1999.

C. Wechsel des Dienstortes

Unabdingbar für eine Beschäftigungssicherung ist die Flexibi-
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lität und Mobilität der Beschäftigten in einem zumutbaren Rah-
men. Die Zumutbarkeit von Versetzungen wird von der Landes-
verwaltung sowohl unter räumlichen und einkommensbezoge-
nen Gesichtspunkten als auch unter Berücksichtigung der bis-
her erworbenen Qualifikation und Erfahrung geprüft. Auch die
persönliche Situation des Betroffenen ist angemessen zu be-
rücksichtigen. 

Die Zumutbarkeit eines im Zusammenhang mit dem Optimie-
rungsprozess stehenden Wechsels des Dienstortes ist in folgen-
den Fällen unter strengen Maßstäben zu prüfen:

- bei Arbeitnehmern, die bereits das 55. Lebensjahr vollendet
haben,

- bei Schwerbehinderten im Sinne des § 1 Schwerbehinder-
tengesetz,

- bei Alleinerziehenden mit einem oder mehreren betreu-
ungsbedürftigen Kindern, für die bei einem Dienstortwech-
sel keine Betreuungsmöglichkeit gefunden werden kann,

- bei Arbeitnehmern, deren Wechsel des Dienstortes mit ei-
ner Aufgabe der Erwerbs- und Berufstätigkeit des Ehegat-
ten am bisherigen Beschäftigungsort verbunden ist, ohne
dass nach dem Dienstortwechsel eine neue Beschäftigungs-
möglichkeit gefunden werden kann.

In begründeten Fällen werden daneben Einzelheiten zur Zu-
mutbarkeit des neuen Dienstortes unter Berücksichtigung der
vorliegenden besonderen Verhältnisse in Dienstvereinbarungen
festgelegt.

Sofern im Einzelfall im Rahmen des Optimierungsprozesses ei-
ne Versetzung aus dienstlichen Gründen unumgänglich ist, wer-
den die betroffenen Arbeitnehmer zum frühestmöglichen Zeit-
punkt darüber informiert (mindestens drei Monate vorher). Die
näheren Einzelheiten der weiteren Beschäftigungsmöglichkeit
sind in einem Gespräch mit dem Betroffenen mit dem Ziel der
Einigung zu klären.  

Versetzungen auf Antrag des Arbeitnehmers bleiben hiervon
unberührt.

Für Beamte des Landes gelten diese Regelungen im Rahmen
der gesetzlichen Vorschriften.

D. Qualifizierung für Beschäftigung

Die Landesregierung misst der Aus- und Fortbildung ihrer Ar-
beitnehmer und Beamten eine besondere Bedeutung zu. Der Er-
folg der Optimierung hängt davon ab, dass die Leistungsfähig-
keit aller Beschäftigten erhalten bzw. verbessert wird, indem
das Personal planvoll und zielgerichtet fortgebildet wird. Dies
gilt auch und gerade für diejenigen Arbeitnehmer, deren Ar-
beitsplätze von Optimierungsmaßnahmen erfasst werden und
die deshalb um- oder nachqualifiziert werden sollen.

Aus diesem Grunde wird die Landesregierung eine landesweite,
einheitliche Fortbildungskonzeption erarbeiten lassen. Um zu
gewährleisten, dass die Fortbildung bedarfsgerecht und auch
unter Berücksichtigung der individuellen und beruflichen Nei-
gungen und Fähigkeiten der Beschäftigten erfolgt, muss die
Konzeption in den einzelnen Fachverwaltungen konkretisiert

werden. Sowohl bei der Erarbeitung der Fortbildungskonzepti-
on des Landes als auch bei ihrer Konkretisierung in den Dienst-
stellen ist zu gewährleisten, dass der Sachverstand der Interes-
senvertretungen der Beschäftigten (Gewerkschaften, Berufsver-
bände, Personalvertretungen, Gleichstellungsbeauftragte und
Schwerbehindertenvertretungen) einbezogen wird.

Mit der Qualifizierung ist das Ziel verbunden, den Beschäftig-
ten auch für die Zukunft berufliche Perspektiven zu eröffnen
und zu sichern. 

E. Stellenbörse

Im Rahmen ihrer Fürsorgeverpflichtung und zur sozialverträg-
lichen Begleitung der Optimierungsvorhaben, wird die Landes-
regierung eine Stellenbörse für die Arbeitnehmer und Beamten
der Landesverwaltung einrichten. 

Diese Stellenbörse soll als Informationsstelle vorrangig den
Beschäftigten, die von Optimierungsmaßnahmen betroffen
sind, Gelegenheit zur Unterrichtung über Verwendungsmög-
lichkeiten in anderen Dienststellen mit besetzbaren Stellen ge-
ben, um so die Übernahme eines anderen Arbeitsplatzes im We-
ge einer freiwilligen Entscheidung zu ermöglichen (Vermei-
dung von zwangsweisen Versetzungen). Hierzu müssen alle
notwendigen Informationen über freie, freiwerdende und be-
setzbare Arbeitsplätze und Dienstposten sowie über den Perso-
nenkreis, der von Optimierungsvorhaben betroffen ist, zur Ver-
fügung stehen. Ferner sind der Stellenbörse Ausschreibungen
von Stellen bereits vor deren Veröffentlichung zur Kenntnis zu
geben. Eine mögliche ressortinterne Besetzung geht der Infor-
mation an die Stellenbörse voraus. 

Mit der Einrichtung der Stellenbörse soll für den Bereich der
Landesverwaltung auch die Möglichkeit der Sicherung eines
Einstellungskorridors für Nachwuchskräfte eröffnet werden.

F. Umsetzung der Schutzregelungen

Die unterzeichnenden Gewerkschaften werden die Bemü-
hungen der Landesregierung zur Erhaltung der Beschäfti-
gungsmöglichkeiten konstruktiv unterstützen und darauf auch
im Rahmen ihrer Arbeit in den Personalvertretungen hinwir-
ken. 

III. Schlussbestimmungen

A. Dienstvereinbarungen

Bei der Umsetzung von Optimierungsmaßnahmen können Ein-
zelheiten - sofern die Rahmenvereinbarung dies vorsieht - im
Interesse der Beschäftigten durch Dienstvereinbarungen im
zulässigen Rahmen geregelt werden, um so den individuellen
Erfordernissen in einzelnen Bereichen Rechnung zu tragen.
Hierzu werden auf Ressortebene Musterdienstvereinbarungen
für den jeweiligen Geschäftsbereich erarbeitet.

B. Gesetzesvorrang

Verpflichtungen und Zuständigkeiten aufgrund gesetzlicher
Vorschriften, wie z. B. personalvertretungsrechtliche Mitwir-
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kungs- und Mitbestimmungsrechte bleiben von den Regelun-
gen dieser Vereinbarung unberührt. 

C. Verfahren

Bei unterschiedlicher Auslegung der Regelungen der Rahmen-
vereinbarung finden zwischen den Vertragsparteien Gespräche
mit dem Ziel einer Einigung statt.

D. Geltungsbereich

Die Regelungen dieser Rahmenvereinbarung gelten für alle Ar-
beitnehmer in der Landesverwaltung, die von Maßnahmen aus
Anlass oder im Zusammenhang mit dem Optimierungsprozess
in der Landesverwaltung betroffen sind. Als Maßnahmen in die-
sem Sinne gelten nur solche, die ihre wesentliche Ursache in
dem Optimierungsprozess haben; im Streitfall führt der Arbeit-
geber den Nachweis. Ausgenommen vom Geltungsbereich sind
Lehrkräfte im Bereich des MBJS und Waldarbeiter im Bereich
des MELF. 

Im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften werden auch Beamte
in der Landesverwaltung in diese Regelungen einbezogen.

Die verwendeten Begriffe „Arbeitnehmer”, „Beamte” und „Be-
schäftigte” umfassen Männer und Frauen. Auf eine Doppel-
schreibweise wurde verzichtet.

E. Laufzeit

Die Rahmenvereinbarung tritt mit Unterzeichnung in Kraft und
mit Ablauf des 30. Juni 2003 außer Kraft. 

Über eine Verlängerung der Rahmenvereinbarung sind bei Be-
darf rechtzeitig vor Auslaufen der Vereinbarung Gespräche auf-
zunehmen.

Potsdam, den 7. Juli 1999

Zeitgleich mit der Rahmenvereinbarung ist die nachfolgende
Richtlinie in Kraft getreten:

Richtlinie des Ministeriums der Finanzen 
des Landes Brandenburg für eine übergangsweise

Vergütungs- und Lohnsicherung im Zuge von Maßnahmen
der Verwaltungsoptimierung 

vom 7. Juli 1999

1. Wird einem Arbeitnehmer in der Landesverwaltung im Zu-
sammenhang mit dem Optimierungsprozess auf der Grund-
lage der Rahmenvereinbarung vom 7. Juli 1999, dessen bis-
heriger Arbeitsplatz wegfällt, eine neue Tätigkeit angebo-
ten, die mit einer niedrigeren als der bisherigen Eingruppie-
rung/Einreihung verbunden ist, so gilt der folgende Grund-
satz:

Ist die bisherige Tätigkeit nach Vergütungsgruppe IV a
BAT-O und niedriger bewertet, so darf die neue Tätigkeit
nicht niedriger als zwei Vergütungsgruppen unter der bishe-
rigen bewertet sein; dies gilt auch für Arbeiter aller Lohn-
gruppen.

In den Fällen, in denen eine Tätigkeit mit einer niedrigeren
Vergütungsgruppe angeboten wird, wird mit dem Zeitpunkt
der Aufnahme dieser Tätigkeit und Wirksamkeit der neuen
tarifgerechten Eingruppierung/Einreihung neben der Ver-
gütung bzw. dem Lohn eine auf den Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Maßnahme berechnete abbaubare persönli-
che Zulage gewährt, und zwar 

- bei Angestellten in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi-
schen der bisherigen und der nunmehr zustehenden ta-
rifgerechten Vergütung nach § 26 BAT-O (jeweils zu-
züglich der allgemeinen Zulage),

- bei Arbeitern in Höhe des Unterschiedsbetrages zwi-
schen dem bisherigen und dem nunmehr zustehenden
tarifgerechten Monatstabellenlohn.

Weitere Vergütungs-/Lohnbestandteile bleiben bei der Be-
rechnung der persönlichen Zulage außer Betracht. Die per-
sönliche Zulage wird nicht dynamisiert.

2. Auf die errechnete persönliche Zulage werden künftige Er-
höhungen der Vergütung nach § 26 BAT-O (zuzüglich der
allgemeinen Zulage) bzw. des Monatstabellenlohns durch

- höhere Eingruppierung/Einreihung einschließlich tarif-
licher Aufstiege (z. B. Bewährungsaufstieg, Tätigkeits-
aufstieg),

- Zahlung von Vergütungsgruppenzulagen oder
- Aufsteigen in eine höhere Lebensaltersstufe/Lohnstufe

in vollem Umfang angerechnet.

3. Die persönliche Zulage vermindert sich außerdem bei jeder
allgemeinen Vergütungs- und Lohnerhöhung - mit Ausnah-
me der Erhöhung des für das Tarifgebiet Ost geltenden Be-
messungssatzes - jeweils um die Hälfte des Betrages der all-
gemeinen Erhöhung. 

4. Die persönliche Zulage entfällt, wenn der Arbeitnehmer die
Übernahme einer höherwertigen Tätigkeit ohne triftige
Gründe ablehnt.

5. Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 7. Juli 1999 in Kraft.

Die Regelungen der Richtlinie gelten für Fälle, die im Zuge
des Optimierungsprozesses in der Landesverwaltung bis zu
dem Zeitpunkt entstanden sind, zu dem die Rahmenverein-
barung außer Kraft tritt.
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1. Rechtsgrundlagen

- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. August 1997 (BGBl. I
S. 2141, 1998 I S. 137)

§ 4 regelt die Beteiligung der Träger öffentlicher
Belange bei der Aufstellung von Bauleitplänen. 

§ 3 Abs. 2 enthält die Bestimmungen über die Be-
nachrichtigung der Träger öffentlicher Belange
über die öffentliche Auslegung.

Die Vorschriften finden auch Anwendung für die
Änderung, Ergänzung und Aufhebung von Bauleit-
plänen (§ 2 Abs. 4).

§ 13 Abs. 2 enthält Regelungen zum vereinfachten
Verfahren der Beteiligung der Träger öffentlicher
Belange bei Änderung oder Ergänzung eines Bau-
leitplans.

- Für informelle Planungen (z. B. Rahmenplanung)
liegen keine rechtlichen Regelungen vor. Die Trä-
gerbeteiligung kann jedoch in Anlehnung an das
Beteiligungsverfahren nach § 4 erfolgen.

- Bei anderen Verfahren des Baugesetzbuchs, die ei-
ne Beteiligung der Träger öffentlicher Belange vor-
sehen, sind die Vorschriften des § 4 sinngemäß an-
zuwenden, soweit sie nicht spezielle Regelungen
enthalten (§§ 22 Abs. 9, 33 Abs. 2, 34 Abs. 5, 139
Abs. 2, 165 Abs. 4).

2. Adressatenkreis

2.1 Bestimmung des Adressatenkreises

Zur Bestimmung, wer Träger öffentlicher Belange ist,
ist Folgendes zu beachten:

- Der Behördenbegriff des § 1 Abs. 2 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg
(VwVfGBbg) muss erfüllt sein. Dieser ist gegeben
bei
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- Dienststellen der unmittelbaren und mittelbaren
Staatsverwaltung,

- natürlichen oder juristischen Personen des Pri-
vatrechts, denen hoheitliche Befugnisse durch
Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes übertra-
gen sind (sogenannte Beliehene),

- Behörden und Stellen der Kirche und öffent-
lich-rechtliche Religionsgesellschaften/-gemein-
schaften stehen den Dienststellen der unmittel-
baren und mittelbaren Staatsverwaltung gleich,
soweit sie aufgrund staatlichen öffentlichen
Rechts tätig werden.

- Behörden und Stellen nach dem 1. Spiegelstrich
sind nach § 4 nur zu beteiligen, soweit sie Träger
„öffentlicher“ Belange sind. Der Begriff des „öf-
fentlichen Belanges“ bezieht sich auf alle öffentli-
chen Interessen, die sich auf die Bodennutzung in-
nerhalb des Plangebietes auswirken und damit für
die Abwägung nach § 1 Abs. 6 von Bedeutung sein
können.

Hierbei braucht es sich nicht um öffentliche Pla-
nungsaufgaben oder Planbefugnisse zu handeln. Zu
den öffentlichen Belangen können auch die Belan-
ge der vermögensverwaltenden Stellen des Bundes,
des Landes oder sonstiger juristischer Personen des
öffentlichen Rechts gehören, wenn im Bauleitplan
Darstellungen oder Festsetzungen für öffentliche
Bauten oder Anlagen beabsichtigt sind.

- Träger öffentlicher Belange kann weiterhin nur die
Behörde oder Stelle sein, der die Wahrnehmung des
betreffenden öffentlichen Belanges zur Erledigung
im eigenen Namen mit Wirkung nach außen zuge-
wiesen ist.

- Zu beteiligen sind nur die Träger öffentlicher Be-
lange, deren Aufgabenbereich durch die jeweilige
Bauleitplanung berührt wird. Eine generelle
Berührtheit gibt es nicht.

- Bei Planungen im grenznahen Bereich sind auch
die betroffenen Träger öffentlicher Belange anderer
Bundesländer zu beteiligen.

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen im Grenzge-
biet zur Republik Polen erfolgt bei Planungen und
Maßnahmen, die Auswirkungen auf den Nachbar-
staat haben können, eine Unterrichtung der polni-
schen Stellen durch die gemeinsame Landespla-
nungsabteilung. Die Abstimmungspflicht der ge-
meinsamen Landesplanungsabteilung richtet sich
nach Artikel 2 Abs. 2 Nr. 5 Landesplanungsvertrag
(LPlV) und § 4 Abs. 2 der Gemeinsamen Raumord-
nungsverfahrensverordnung (GROVerfV). Die Ab-
stimmungspflicht nach § 4a bleibt hiervon un-
berührt (siehe 2.3).

- Nicht zu den Trägern öffentlicher Belange gehören
Behörden, Stellen, Organisationen oder Personen,
die keine Erklärung mit verbindlicher Wirkung
nach außen abgeben können, sondern nur verwal-
tungsintern, z. B. gutachterlich oder beratend, tätig
werden. Ihre Beteiligung erfolgt gegebenenfalls
durch die Behörde oder Stelle, die gegenüber der
Gemeinde die Wahrnehmung des betreffenden öf-
fentlichen Belangs zu vertreten hat. 

Verwaltungseinheiten, die Teil der Gemeinde sind,
gehören mangels Selbstständigkeit nicht zu den
Trägern öffentlicher Belange, auch wenn sie in
ihren Entscheidungen selbstständig sind (z. B. Um-
legungsausschüsse). Diese Stellen werden gemein-
deintern beteiligt.

- Für bestimmte Organisationen, die nicht Träger öf-
fentlicher Belange sind, wird empfohlen, diese über
die Träger öffentlicher Belange, in deren Verant-
wortungsbereich sie gehören, zu beteiligen. Sie ha-
ben unabhängig davon wie jedermann das Recht,
im Rahmen der Bürgerbeteiligung nach § 3 Abs. 1
und 2 ihre Anregungen vorzubringen. 

Die Regelung zur Beteiligung anerkannter Natur-
schutzverbände nach § 63 Brandenburgisches Natur-
schutzgesetz (BbgNatSchG) in Verbindung mit § 29
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) findet im
Verfahren zur Aufstellung von Bebauungsplänen
keine Anwendung (vgl. OVG Rheinland-Pfalz, Urteil
vom 13. März 1985 - 10 C 39/84 -, BauR 1985, 426).

- Die für die Genehmigung und das Anzeigeverfah-
ren bei Bauleitplänen zuständige Behörde [bis 
31. Dezember 1999: Landesamt für Bauen, Bau-
technik und Wohnen (LBBW); ab 1. Januar 2000:
Landkreise für kreisangehörige Städte und Gemein-
den bzw. Ministerium für Stadtentwicklung, Woh-
nen und Verkehr für kreisfreie Städte] ist nicht Trä-
ger öffentlicher Belange2. Ihre Zuständigkeit und
Teilnahme am Verfahren ist in §§ 6 und 10 geregelt.

- Die Gemeinden sollten dem Ministerium für Stadt-
entwicklung, Wohnen und Verkehr (MSWV) die
Möglichkeit zur Kenntnisnahme ihrer Entwürfe von
Planungen und Planungsabsichten geben.

2.2 Benachbarte Gemeinden als Träger öffentlicher Be-
lange

Zu den Trägern öffentlicher Belange gehören auch die
benachbarten Gemeinden.

2 Davon unberührt bleibt die Pflicht zur Beteiligung einer Bünde-
lungsbehörde in ihrer Funktion als Träger öffentlicher Belange.
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Zu den benachbarten Gemeinden sind nicht nur die zu
zählen, die unmittelbar an das Gemeindegebiet angren-
zen, sondern alle Gemeinden, auf die sich die betreffen-
de Bauleitplanung auswirken kann. (Dies gilt z. B. auch
für Gemeinden und deren Ortsteile, für die infolge von
Umsiedlungsentscheidungen der Wiederansiedlungs-
standort Gegenstand der Bauleitplanung ist.) 

Die zu beteiligende Gemeinde hat gegenüber der pla-
nenden Gemeinde ihre Betroffenheit substantiiert dar-
zulegen. 

Finden die §§ 203 ff. Anwendung, so ist dies im Betei-
ligungsverfahren entsprechend zu berücksichtigen.

2.3 Planungen im grenznahen Bereich/Grenzüber-
schreitende Unterrichtung (§ 4a)

a) Allgemeines

§ 4a sieht ein zweigestuftes Abstimmungsverfahren
zunächst in Form einer Unterrichtung (Absatz 1) und
dann in Form von Konsultationen (Absatz 2) für solche
Bauleitpläne vor, die erhebliche Auswirkungen auf
Nachbarstaaten haben können. Die Verpflichtung zur
Abstimmung gilt allerdings nur unter den Vorausset-
zungen der Grundsätze der (formellen) Gegenseitigkeit
und (materiellen) Gleichwertigkeit, um den deutschen
Gemeinden keine einseitige Abstimmungsverpflich-
tung ihrer Bauleitpläne ohne Recht auf Beteiligung im
umgekehrten Fall einzuräumen. Das Gebot der Gleich-
wertigkeit verlangt dabei Vergleichbarkeit sowohl hin-
sichtlich des Zeitpunktes der Information als auch hin-
sichtlich deren Aussage, Umfang und Genauigkeit. Da
die benachbarten Staaten mit Ausnahme der Verfahren
für UVP3-pflichtige Vorhaben [vergleiche die Verpflich-
tung nach § 8 des Gesetzes über die Umweltverträg-
lichkeitsprüfung (UVPG)] bislang keine entsprechen-
den grenzüberschreitenden Abstimmungsverpflichtun-
gen erlassen haben, kann die Gegenseitigkeit in der 
Praxis nur auf Grund bilateraler Absprachen und Ver-
einbarungen - auch auf regionaler oder kommunaler
Ebene -, die dann auch weitere Einzelheiten regeln, her-
gestellt werden.

b) Unterrichtung

Die Gemeinden und Träger öffentlicher Belange der
Republik Polen sind über den Inhalt des Planentwurfs
in geeigneter Weise so zu informieren, dass eine inhalt-
liche Auseinandersetzung mit der beabsichtigten Pla-
nung möglich ist. Eine Erörterung ist in dieser ersten
Phase der Beteiligung hingegen nicht erforderlich; sie
kann jedoch im Rahmen des sich gegebenenfalls an-
schließenden Konsultationsverfahrens nach Absatz 2
erfolgen.

Adressat der Unterrichtung sind sowohl die von den 

3 UVP - Umweltverträglichkeitsprüfung

Auswirkungen der beabsichtigten Bauleitplanung mög-
licherweise erheblich betroffenen Gemeinden wie auch
die möglicherweise erheblich in ihrem Aufgabenbe-
reich betroffenen Träger öffentlicher Belange des Nach-
barstaates. Es erscheint sinnvoll, nach entsprechender
Vereinbarung eine zentrale Anlaufstelle - beispielswei-
se die Gemeinde - in der Republik Polen auszuwählen,
die dann ihrerseits die erhaltenen Informationen an die
weiteren, in ihrem Aufgabenbereich betroffenen Stellen
(und damit die Träger öffentlicher Belange), weiterlei-
tet. 

Im Hinblick auf die Möglichkeit der Einflussnahme auf
die Planung einerseits und die angestrebte Informati-
onsgewinnung andererseits erscheint es zweckmäßig,
wenn die Unterrichtung nach Absatz 1 zeitlich mit der
Beteiligung der entsprechenden Stellen im Inland er-
folgt und zugleich auch Gelegenheit zur Abgabe von
schriftlichen Stellungnahmen gegeben wird. 

c) Konsultationen

Nach § 4a Abs. 2 können Konsultationen auf der
Grundlage der vorher nach Absatz 1 durchgeführten
Unterrichtung erfolgen. Derartige Konsultationen ge-
hen qualitativ über die Unterrichtung und Abgabe von
Stellungnahmen durch die betroffenen Gemeinden und
Träger öffentlicher Belange der Republik Polen hinaus.
Sie haben zum Ziel, unterschiedliche Auffassungen der
Betroffenen zu erörtern und zu einer einvernehmlichen
Lösung im Verhandlungswege zu kommen.

2.4 Verzeichnis der Träger öffentlicher Belange (Anla-
ge 1)

Die Behörden und Stellen, deren Beteiligung als Träger
öffentlicher Belange in Betracht kommt, sind in der An-
lage 1 aufgeführt. Die Liste ist nicht abschließend und
entbindet somit nicht die Gemeinden davon, gegebe-
nenfalls weitere Träger öffentlicher Belange zu beteili-
gen. Die Aufnahme in die Liste begründet nicht die Ei-
genschaft, Träger öffentlicher Belange zu sein.

3. Beteiligungsverfahren

3.1 Allgemeines

Nach § 4 Abs. 1 holt die Gemeinde die Stellungnahmen
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belan-
ge, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt
wird, möglichst frühzeitig ein. Damit wird noch deutli-
cher als bisher auf die Betroffenheit im jeweiligen Auf-
gabenbereich abgestellt. Welche Stellen jeweils auf-
grund einer Entscheidung der Gemeinde zu beteiligen
sind, hängt im Einzelfall von den zu erwartenden unter-
schiedlichen Auswirkungen des Bauleitplanes ab. Im
Einzelfall kann es möglich sein, dass nur wenige oder
unter Umständen auch kein Träger öffentlicher Belange
zu beteiligen ist (vgl. BVerwG, ZfBR 1988, 91).
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Eine formelle Beteiligung aller nur denkbarer Stellen
ist zu vermeiden, da dadurch das Bauleitplanverfahren
unnötig erschwert werden könnte.

Das Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 hat mög-
lichst frühzeitig stattzufinden. Es darf also nicht erst
dann einsetzen, wenn die Planung so verfestigt ist, dass
die Belange der von der Planung berührten Träger öf-
fentlicher Belange nicht mehr in einer dem Abwä-
gungsgebot (§ 1 Abs. 6) genügenden Weise berücksich-
tigt werden können.

Die erste Stufe der Beteiligung nach § 4 Abs. 1 Satz 1
kann auch nicht durch eine Beteiligung an einem ande-
ren Verfahren ersetzt werden.

3.2 Beteiligung der gemeinsamen Landesplanungsabtei-
lung

Beabsichtigt die Gemeinde, einen Bauleitplan aufzu-
stellen, zu ändern, zu ergänzen oder aufzuheben, so hat
sie dies gemäß Artikel 12 LPlV der gemeinsamen Lan-
desplanungsabteilung bekannt zu geben, ihre allgemei-
nen Planungsabsichten mitzuteilen und anzufragen,
welche Ziele der Raumordnung für den Planbereich be-
stehen4. Einzelheiten dazu enthält der Erlass des Minis-
teriums für Umwelt, Naturschutz und Raumordnung
des Landes Brandenburg vom 31. August 1999 (ABl. 
S. 912) bezüglich der Mitteilung der Ziele der Raum-
ordnung im Rahmen der Bauleitplanung.

Die Anfrage nach Artikel 12 LPlV ersetzt nicht das Be-
teiligungsverfahren nach § 4. Dies gilt auch dann, wenn
offensichtlich keine Widersprüche zwischen den Zielen
der Raumordnung und dem Bauleitplanentwurf bestehen.

3.3 Frühzeitige Trägerbeteiligung und förmliche Beteili-
gung

3.3.1 Frühzeitige Trägerbeteiligung

Werden Träger öffentlicher Belange von der Planungs-
absicht erkennbar wesentlich berührt, empfiehlt es sich,
bereits in der Entwurfsphase Skizzen und erste nicht-
förmliche Entwürfe den Trägern öffentlicher Belange
zuzuleiten, um unter anderem zu vermeiden, dass Plan-
entwürfe ausgearbeitet werden, die mit den Fachpla-
nungen der Träger öffentlicher Belange kollidieren.
Diese Abstimmung sollte in der Regel vor der Bürger-
beteiligung nach § 3 erfolgen.

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bereits
vor der frühzeitigen Bürgerbeteiligung kann zur Verfah-
rensbeschleunigung beitragen, da ihre Stellungnahmen
bereits in die Erörterung mit den Bürgern einfließen
können.

3.3.2 Förmliche Beteiligung

Für das Verfahren nach § 4 Abs. 1 ist es erforderlich, 

4 Satzungen nach § 34 Abs. 4 werden von Artikel 12 Landespla-
nungsvertrag nicht erfasst.

den Trägern öffentlicher Belange folgende Unterlagen
zur Stellungnahme zuzuleiten:

- einen ausgearbeiteten Vorentwurf zum Bauleitplan
mit dem

- dazugehörigen Erläuterungsbericht (Flächennut-
zungsplan)

- bzw. der Begründung (Bebauungsplan).

Der Vorentwurf muss alle wesentlichen Darstellungen
oder Festsetzungen enthalten und damit so hinreichend
konkretisiert sein, dass die Träger öffentlicher Belange
erkennen können, ob und inwieweit ihre Belange von
der gemeindlichen Planung berührt werden. Die
Rechtsgrundlagen sind anzuführen (siehe auch 4.2).

Durch die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange
wird die Gemeinde nicht von ihrer Pflicht entbunden,
die abwägungserheblichen Unterlagen zu beschaffen,
das heißt, sie muss alle für das Planverfahren wesent-
lichen Unterlagen zur Kenntnis haben, eine selektive
Auswahl der Unterlagen ist nicht zulässig.

Die Gemeinde wird von ihrer Verpflichtung, sich selbst
Gewissheit über die abwägungserheblichen Belange zu
verschaffen, grundsätzlich nicht durch zustimmende
Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange ent-
bunden (BVerwG, NVwZ-RR 1990, 122).

3.4 Beteiligung einer Behörde in mehrfacher Hinsicht

Ist eine Behörde (z. B. Landrat) in mehrfacher Hinsicht
Träger öffentlicher Belange, ist sie einheitlich unter An-
gabe der Funktionen, in denen sie als Träger öffentli-
cher Belange Stellung zu nehmen hat, zu beteiligen; ge-
gebenenfalls sind Mehrexemplare beizufügen. Die Be-
teiligung der Behörde erstreckt sich immer auf alle von
ihr zu vertretenden öffentlichen Belange. 

3.5 Benachrichtigung der Träger öffentlicher Belange

Im Auslegungsverfahren nach § 3 Abs. 2 sollen die
nach § 4 Abs. 1 Beteiligten von der Auslegung benach-
richtigt werden (§ 3 Abs. 2 Satz 3).

Den Trägern öffentlicher Belange soll hierdurch die Ge-
legenheit gegeben werden zu prüfen, ob und inwieweit
ihre Stellungnahmen im Planentwurf berücksichtigt
worden sind. 

Die Träger öffentlicher Belange müssen gegebenenfalls
nach § 3 Abs. 2 fristgemäß und förmlich Anregungen
geltend machen. Beim Flächennutzungsplan sind die
betroffenen Träger öffentlicher Belange, sofern sie öf-
fentliche Planungsträger sind, gegebenenfalls gehalten,
diesem bis spätestens vor dem Beschluss der Gemein-
devertretung über den Plan zu widersprechen, damit die
nach § 7 sonst eintretende Anpassungspflicht ihrer Pla-
nungen an den Flächennutzungsplan für sie vermieden
wird. 



1044 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 42 vom 20. Oktober 1999

3.6 Zusammenfassung von Verfahrensstufen

Nach § 4 Abs. 1 Satz 2 können die Beteiligung der Trä-
ger öffentlicher Belange und die öffentliche Auslegung
des Planentwurfs mit Erläuterungsbericht bzw. Begrün-
dung gleichzeitig durchgeführt werden. Die Zusam-
menfassung dieser Verfahrensstufen kann das Planver-
fahren beschleunigen. 

Sie empfiehlt sich aber nur, wenn entweder eine Vorab-
stimmung mit den wesentlichen Trägern öffentlicher
Belange durchgeführt worden ist oder von ihnen Stel-
lungnahmen zu erwarten sind, die nicht zu Änderungen
des Planentwurfs führen, welche eine erneute öffentli-
che Auslegung erforderlich machen würden. Andern-
falls würde der Zeitgewinn wieder entfallen.

Durch die Parallelisierung mit dem Verfahren der öf-
fentlichen Auslegung verschiebt sich der Zeitpunkt der
Beteiligung nach § 4 Abs. 1 Satz 1. Dadurch fallen die
erste und die zweite Stufe5 der Beteiligung der Träger
öffentlicher Belange zusammen.

3.7 Eingeschränkte Beteiligung nach § 33 Abs. 2

In den Fällen des § 33 Abs. 2 kann der Kreis der Betei-
ligten eingeschränkt werden, und zwar auf die betroffe-
nen Bürger und die berührten Träger öffentlicher Be-
lange. Diesen ist vor Erteilung der Baugenehmigung
während der Planaufstellung Gelegenheit zur Stellung-
nahme innerhalb angemessener Frist zu geben. Die
Dauer hängt von den Umständen des jeweiligen Falls
ab. Sie richtet sich nach Umfang und Bedeutung der
Planung sowie der Intensität der betroffenen Interessen.
Reicht eine zur Stellungnahme gesetzte Frist nicht aus,
können die Beteiligten um Fristverlängerung bitten.
Die Gemeinde darf nicht davon ausgehen, dass die In-
teressen der Beteiligten unberührt bleiben (Bielen-
berg/Stock, in Ernst/Zinkahn/Bielenberg, Baugesetz-
buch, § 33, Rn 20a).

Träger öffentlicher Belange sind dann zu beteiligen,
wenn und soweit sie durch den materiellen Inhalt der
Festsetzungen in der Erfüllung der ihnen obliegenden
Aufgaben konkret berührt werden. Dies ist dann gege-
ben, wenn sich die Festsetzungen auf die Aufgabener-
füllung der Träger öffentlicher Belange unmittelbar
auswirken oder auswirken können.

3.8 Einschaltung eines Dritten

a) Allgemeines

In § 4b wird ausdrücklich geregelt, dass die Gemeinde
zur Beschleunigung des Bauleitplanverfahrens die Vor-
bereitung und Durchführung von Verfahrensschritten
nach den §§ 3 bis 4a einem Dritten übertragen kann.

5 § 3 Abs. 2 Satz 3 - Benachrichtigung der nach § 4 Abs. 1 Beteilig-
ten von der öffentlichen Auslegung

Zuständig für die Übertragung der Vorbereitung und
Durchführung von Verfahrensschritten nach den §§ 3
bis 4a auf einen Dritten ist die Gemeinde, die damit ei-
nen vom Gesetz ihr zugewiesenen Aufgabenbereich de-
legieren kann. Da sie jedoch weiterhin die Zuständig-
keit für das Bauleitplanverfahren insgesamt behält, han-
delt es sich bei dieser Aufgabenübertragung nicht um
eine materielle Privatisierung (z. B. in Form der Belei-
hung), sondern um eine sogenannte funktionale oder
formelle Privatisierung. Bei dieser Form der Privatisie-
rung bleibt die Aufgabe weiterhin hoheitlich, ihre
Durchführung wird aber teilweise auf einen Privaten
übertragen. Im Außenverhältnis zum Bürger und zu den
Trägern öffentlicher Belange bleibt die Verantwortung
bei der Gemeinde, der von der Gemeinde beauftragte
Dritte ist daher ein sogenannter Verwaltungshelfer. 

b) Mögliche Dritte

Der von der Gemeinde beauftragte Dritte kann ein hier-
auf spezialisierter Rechtsanwalt, Planer, Architekt oder
aber auch eine eigens zum Zweck der Verfahrensunter-
stützung gegründete Gesellschaft  der  Gemeinde  sein.
Regelmäßig wird der Dritte dabei im Interesse der Ge-
meinde an einer zügigen Planung tätig. Zwischen der
Gemeinde und dem Verwaltungshelfer kommt durch
die Übertragung der Aufgabe ein Vertragsverhältnis pri-
vatrechtlicher Natur zustande. Für seine Leistungen
kann der Verwaltungshelfer ein angemessenes Entgelt
verlangen. Die vom Gesetzgeber als hervorgehobenes
Motiv der Privatisierung genannte Beschleunigung des
Bauleitplanverfahrens soll durch die personelle Entlas-
tung, aber auch durch die Loslösung von Beschränkun-
gen, z. B. des Dienstrechts, erreicht werden. 

Dritter kann aber auch ein neutraler Projektmittler
(„Mediator“) sein, der zunächst unabhängig von Wei-
sungen der Gemeinde, und damit von neutraler Warte
aus, die genannten Verfahrensschritte durchführt und
dabei vermittelnd zwischen Gemeinde und den betrof-
fenen Bürgern sowie Trägern öffentlicher Belange tätig
wird. Der Verfahrensmittler soll hier die Beschleuni-
gung durch Offenlegung der unterschiedlichen Interes-
sen und den Versuch der Konsensstiftung erreichen.
Diese neutrale Position des Dritten schließt es aller-
dings nicht aus, dass er anteilig oder auch ganz von der
Gemeinde bezahlt wird. Ob der Dritte als Konfliktmitt-
ler zwischen Gemeinde und von der Planung betroffe-
nen Bürgern oder unmittelbar für die Gemeinde auftre-
ten soll, ist deshalb im Rahmen seiner Beauftragung zu
klären. Es bleibt auch bei der Einschaltung eines neu-
tralen Dritten bei der Letztverantwortung der Gemein-
de, so dass diese - unter Beachtung des Vertragsrechts -
die Durchführung der Verfahrensschritte wieder an sich
ziehen kann.

Bei der Vorbereitung des Beteiligungsverfahrens kann
(unstreitig) auch ein von der Planung begünstigter In-
vestor tätig werden. Vergleichbare Regelungen gibt 
es auch sonst im Baugesetzbuch: So regelt § 11 Abs. 1
Satz 2 Nr. 1 die Zulässigkeit eines städtebaulichen Ver-
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trags, in welchem der Vertragspartner vorbereitende
Maßnahmen sowie die Ausarbeitungen der städtebauli-
chen Planungen übernehmen kann; eine vergleichbare
Regelung zur Durchführung der Planung ist beim vor-
habenbezogenen Bebauungsplan in § 12 getroffen. Hin-
sichtlich der Durchführung des Beteiligungsverfahrens
durch einen Investor ist demgegenüber darauf hinzu-
weisen, dass in der juristischen Literatur Zweifel an der
Zulässigkeit im Hinblick auf eine mögliche Interessen-
kollision, die im Ergebnis zu einer Verletzung des Ab-
wägungsgebots führen könnte, geäußert werden.

c) Übertragbare Aufgaben

Bei den übertragungsfähigen Aufgaben unterscheidet
§ 4b zwischen der Vorbereitung und der eigentlichen
Durchführung des Beteiligungsverfahrens: 

Bei der Vorbereitung der Beteiligung der Träger öffent-
licher Belange kann die Zusammenstellung und Versen-
dung der Unterlagen, zu denen Stellung genommen
werden soll, übernommen werden. 

Bei Durchführung der Beteiligung der Träger öffentli-
cher Belange kann der Dritte die Stellungnahmen an-
fordern und ebenfalls zusammenstellen. Er kann die ge-
setzliche Stellungnahmefrist von einem Monat in ver-
bindlicher Absprache mit der Gemeinde angemessen
verlängern. Auch kann der Dritte einen Anhörungster-
min für die Träger öffentlicher Belange anstelle der Ge-
meinde übernehmen. Demgegenüber scheidet eine Be-
wertung der Ergebnisse des Beteiligungsverfahrens
durch den Dritten aus. 

Bei Tätigwerden des Verwaltungshelfers muss deutlich
werden, dass dieser im Auftrag der Gemeinde handelt. 

d) Verantwortlichkeit der Gemeinde

Bei der Übertragung von Verfahrensschritten auf einen
Dritten kommt der Gemeinde eine besondere Verant-
wortung bei dessen Auswahl und Überwachung zu. Die
Gemeinde muss den von ihr beauftragten Dritten durch
eine regelmäßige Berichtspflicht so beaufsichtigen,
dass sie zu jeder Zeit eingreifen und das Verfahren an
sich ziehen kann. Auch muss sie sicherstellen, dass sie
die durch die Beteiligung eingegangenen Informatio-
nen in vollem Umfang erhält und in den Abwägungs-
prozess einführt. Dies zwingt sie insbesondere zu einer
Teilnahme an mündlichen Erörterungs- und An-
hörungsterminen. Auch muss sie die erhaltenen Infor-
mationen selbstständig bewerten, um sich damit ein ei-
genes Bild für die Abwägung verschaffen zu können.
Allerdings ist es nicht ausgeschlossen, dass der Dritte
die aus der Beteiligung erhaltenen Informationen zur
Arbeitserleichterung zuvor in Form einer Zusammen-
stellung oder eines Protokolls bündelt und die Abwä-
gungsentscheidung vorbereitet.

3.9 Anwendung des vereinfachten Verfahrens nach § 13
Nr. 3

§ 4 Abs. 4 stellt ausdrücklich klar, dass bei nachträgli-
chen Änderungen oder Ergänzungen des Planentwurfs,
die den Aufgabenbereich eines Trägers öffentlicher Be-
lange erstmals oder stärker als bisher berühren, das ver-
einfachte Verfahren (§ 13 Nr. 3) angewandt werden
kann.

4. Stellungnahme

4.1 Form der Stellungnahme

Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange
müssen grundsätzlich schriftlich vorliegen.

Bei der Stellungnahme von Trägern öffentlicher Belan-
ge im Bauleitplanverfahren ist das als Anlage 2 beige-
fügte Formblatt zu verwenden.

Die Stellungnahme eines Trägers öffentlicher Belange
kann unter Anwendung neuer Technologien erfolgen
(z. B.: Telefax per Telefaxgerät, Telefax per Computer,
e-Mail). Eine materialisierte bzw. materialisierbare
Form, das heißt Schriftstück oder die Möglichkeit des
Ausdrucks und dergleichen, muss gegeben sein.

Mit der Wahl der Form der Übermittlung der Stellung-
nahme übernimmt der Träger öffentlicher Belange
selbst die Verantwortung für die richtige, zuverlässige
und nachweisbare Übermittlung seiner Stellungnahme.
Aus der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts (zu anderen, jedoch ähnlichen Problemen) lässt
sich ableiten, dass derjenige, der unter anderem ein
Recht aus einer erteilten oder unterbliebenen Stellung-
nahme ableiten will, die Beweislast hat.

4.2 Inhalt der Stellungnahme

Die Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange
sollen der Gemeinde Material und Hilfe bei der inhalt-
lichen Bearbeitung der Bauleitpläne und für die gerech-
te Abwägung der durch den jeweiligen Bauleitplan
berührten öffentlichen Belange geben. 

§ 4 Abs. 2 Satz 2 stellt klar, dass sich die fachliche Stel-
lungnahme auf den Aufgabenbereich des Trägers öf-
fentlicher Belange beschränken soll. Sie haben sich
nicht zu Belangen zu äußern, für die sie örtlich oder
sachlich nicht zuständig sind.

Die Stellungnahme sollte möglichst kurz gefasst und
auf das Wesentliche beschränkt werden, um den Städten
und Gemeinden die Auswertung und gegebenenfalls
Umsetzung der vorgebrachten Bedenken und Anregun-
gen zu erleichtern.

Die Stellungnahme ist gekennzeichnet durch Beratung
und Information aus eigener Fachkunde. Für die Ein-



1046 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 42 vom 20. Oktober 1999

wendungen unter Punkt B des Formblatts sind die je-
weiligen Rechtsgrundlagen anzugeben. Über die Infor-
mationen in Punkt B hinausgehende Aussagen sind
durch die Träger öffentlicher Belange nicht zu machen.
Da die Stellungnahme des Trägers öffentlicher Belange
nur im Rahmen seiner fachgesetzlichen Zuständigkei-
ten erfolgen soll, sind weitergehende Forderungen/Be-
dingungen, die an die Genehmigungsfähigkeit gestellt
werden, unzulässig. Die Prüfung der Rechtmäßigkeit
der Planung obliegt nach den Verfahrensbestimmungen
der Anzeige- bzw. Genehmigungsbehörde.

In ihrer Stellungnahme haben die Träger öffentlicher
Belange der Gemeinde auch Aufschluss über die von
ihnen beabsichtigten oder bereits eingeleiteten Planun-
gen und sonstigen Maßnahmen sowie deren zeitliche
Abwicklung zu geben, soweit diese Angaben für die
städtebauliche Entwicklung und Ordnung des Plange-
bietes bedeutsam sein können. Hängt die beabsichtigte
Planung oder Maßnahme von der Zustimmung einer
anderen Behörde ab, so hat der Träger öffentlicher Be-
lange in seiner Stellungnahme hierauf hinzuweisen.

Ist eine Behörde (z. B. der Landrat als allgemeine unte-
re Landesbehörde) in mehrfacher Hinsicht Träger öf-
fentlicher Belange (siehe 3.4), hat sie alle von ihr zu
vertretenden öffentlichen Belange einzeln darzustellen
und grundsätzlich zusammengefasst zu übermitteln.
Hierbei sind jedoch auch die Ausführungen zu § 4
Abs. 2 Satz 2 zu beachten (siehe oben).

4.3 Frist für die Stellungnahme

§ 4 Abs. 2 Satz 1 verpflichtet die Träger öffentlicher Be-
lange ihre Stellungnahme innerhalb eines Monats abzu-
geben. Die Gemeinde muss keine Frist setzen und nicht
auf die Rechtsfolgen hinweisen. Die Frist und die
Rechtsfolgen gelten kraft Gesetzes. Die Monatsfrist be-
ginnt mit dem Eingang der Aufforderung zur Stellung-
nahme bei dem jeweiligen Träger öffentlicher Belange,
wobei der Tag des Zuganges nicht mitzuzählen ist. 

Die gesetzliche Monatsfrist soll von der Gemeinde bei
Vorliegen eines wichtigen Grundes angemessen verlän-
gert werden (§ 4 Abs. 2 Satz 1, 2. Halbsatz). Der Träger
muss den wichtigen Grund gegenüber der Gemeinde
geltend machen. Ob ein wichtiger Grund vorliegt, ist ei-
ne Rechtsfrage; ein Beurteilungsspielraum besteht we-
der für die planende Gemeinde noch für den betroffe-
nen Träger öffentlicher Belange. Anhaltspunkte können
insbesondere die Schwierigkeit der Planung, deren Um-
fang, gegebenenfalls noch vorzunehmende Untersu-
chungen oder der Grad der Betroffenheit des jeweiligen
öffentlichen Belangs sein. Allgemeine Arbeitsüberlas-
tung, personelle Engpässe, Ferienzeit oder eine etwaige
Beteiligung von ehrenamtlichen Gremien o. Ä. reichen
nicht aus. Liegt ein wichtiger Grund vor, so ist dem Ver-
langen auf Fristverlängerung regelmäßig zu entspre-
chen. Bei der Angemessenheit der Nachfrist ist der von
dem Träger öffentlicher Belange vorgetragene wichti-
ge Grund zu berücksichtigen. Eine weitere Fristver-

längerung ist nur möglich, soweit und solange der
wichtige Grund noch besteht. Eine Verlängerung der
Frist zur Abgabe der Stellungnahme gegenüber einem
Träger öffentlicher Belange gilt nur für diesen und hat
keine (allgemeine) Wirkung auch für andere Träger öf-
fentlicher Belange. 

5. Wirkung des Beteiligungsverfahrens

5.1 Bindung der Gemeinde

§ 4 Abs. 3 Satz 1 stellt klar, dass die Stellungnahme des
Trägers öffentlicher Belange von der Gemeinde in der
bauleitplanerischen Abwägung nach § 1 Abs. 6 zu
berücksichtigen und das Abwägungsergebnis im Erläu-
terungsbericht bzw. in der Begründung darzulegen ist.
Eine darüber hinausgehende eigenständige Bindungs-
wirkung (z. B. vom Träger selbst formulierte Zustim-
mungs- oder Wiedervorlagepflicht) besteht nicht, so-
weit sich dies nicht aus besonderen gesetzlichen Bin-
dungsvorgaben ergibt, die der Gemeinde dann konkret
zu benennen sind.

Das Beteiligungsverfahren nach § 4 bedeutet nicht,
dass die Gemeinde das Einvernehmen mit dem Träger
öffentlicher Belange herzustellen hat.

5.2 Ausbleiben der Stellungnahme (§ 4 Abs. 3 Satz 2)

Gemäß § 4 Abs. 3 Satz 2 werden Belange, die von den
Trägern öffentlicher Belange nicht innerhalb der (gege-
benenfalls verlängerten) Frist des § 4 Abs. 2 Satz 1 vor-
gebracht wurden, von der Gemeinde in der Abwägung
grundsätzlich nicht berücksichtigt. Diese materielle
Ausschlussregelung gilt jedoch dann nicht, wenn die
verspätet vorgebrachten Belange der Gemeinde be-
kannt sind oder ihr hätten bekannt sein müssen oder für
die Rechtmäßigkeit der Abwägung von Bedeutung sind
(§ 4 Abs. 3 Satz 2, 2. Halbsatz).

Die Gemeinde ist verpflichtet, den Grad der Betroffen-
heit einschlägiger öffentlicher Belange von sich aus zu
ermitteln. Tut sie dies nicht, so liegt ein Fehler im Ab-
wägungsvorgang vor.

Öffentliche Belange, deren Vorbringen aufgrund des
Verhaltens eines Trägers öffentlicher Belange formell
präkludiert sind, müssen gleichwohl in die Abwägung
eingestellt werden, wenn sie ein solches Gewicht haben,
dass ihre Nichtberücksichtigung mit den Anforderun-
gen des Abwägungsgebots unvereinbar wäre, z. B. ge-
sundheitsgefährdende Kontaminierung des Bodens.
Unberücksichtigt bleiben können in Abhängigkeit von
der konkreten Situation beispielsweise verspätet vorge-
brachte, betriebliche Interessen und Bedarfsanforderun-
gen von Behörden und öffentlichen Aufgabenträgern.
Verspätetem Vorbringen, das in der Sache nicht durch-
schlagen kann, braucht nicht weiter nachgegangen wer-
den.
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6. Folgen der Nichtbeteiligung eines Trägers öffentli-
cher Belange

Die Nichtbeteiligung eines berührten Trägers öffentli-
cher Belange kann dazu führen, dass öffentliche Belan-
ge im Sinne des § 1 Abs. 5 nicht oder nicht hinreichend
berücksichtigt werden und somit Abwägungsfehler vor-
liegen, die zur Nichtigkeit des Plans führen können.
Auf die Unbeachtlichkeitsklausel des § 214 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 ist in diesem Zusammenhang hinzuweisen.
Hiernach ist unbeachtlich, wenn nur einzelne berührte
Träger öffentlicher Belange unbeteiligt geblieben sind
oder bei Anwendung des § 3 Abs. 3 Satz 3 oder des § 13
die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteili-
gung nach diesen Vorschriften verkannt worden sind.
Die Prüfung, ob hierdurch ein Abwägungsfehler her-
vorgerufen werden kann, bleibt davon unberührt.

7. Allgemeine Überleitungsvorschrift für eingeleitete
Verfahren nach dem Baugesetzbuch (§ 233 Abs. 1)

§ 233 Abs. 1 Satz 1 sieht als allgemeinen Grundsatz
vor, dass Verfahren - z. B. Bauleitplanverfahren oder
städtebauliche Satzungsverfahren -, die vor dem In-
Kraft-Treten einer Gesetzesänderung (und damit vor
dem 1. Januar 1998) förmlich eingeleitet worden sind,
nach dem bis zu dieser Gesetzesänderung geltenden
Recht fortgeführt und abgeschlossen werden. Dies
schließt auch die bis zum 31. Dezember 1997 geltenden
Verfahrensvorschriften zur Beteiligung der Träger öf-
fentlicher Belange ein. Ist daher vor dem 1. Januar 1998
auf der Grundlage von § 2 Abs. 1 BauGB alte Fas-
sung (a. F.) ein Satzungsverfahren für einen Be-
bauungsplan förmlich eingeleitet oder begonnen wor-
den, kann dieses Satzungsverfahren unter anderem
auch nach den nach dem 31. Dezember 1997 an sich
nicht mehr geltenden Vorschriften zur Beteiligung der
Träger öffentlicher Belange (z. B.: § 4 BauGB a. F., § 2
Abs. 4 und 5 des Maßnahmengesetzes zum Baugesetz-
buch) weitergeführt und abgeschlossen werden. 

Nähere Ausführungen zu den bisher geltenden Vor-
schriften enthält die alte Fassung des Erlasses des
Ministers für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr
zur Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei Ver-
fahren nach dem Baugesetzbuch vom 27. Dezember
1993 (ABl. 1994 S. 26).

Um andererseits aber bei vor dem Stichtag begonnenen
Verfahren, für die die Anwendung des neuen Rechts
insbesondere bei kurz vorher eingeleiteten Verfahren
Vorteile bietet, ein Wahlrecht zwischen der Fortführung
nach dem alten Recht und der Anwendung des neuen
Rechts zu geben, sieht § 233 Abs. 1 Satz 2 vor, dass die
noch nicht begonnenen Verfahrensschritte nach den
Vorschriften des ab dem 1. Januar 1998 geltenden
Rechts durchgeführt werden können. Dann kommt in-
soweit nicht mehr das bisherige, sondern das seit 1. Ja-
nuar 1998 geltende Recht zur Anwendung.

8. Außer-Kraft-Treten anderer Erlasse

Mit diesem Erlass werden folgende Erlasse aufgeho-
ben:

- Runderlass Nr. 1/1994 des Ministers für Stadtent-
wicklung, Wohnen und Verkehr vom 27. Dezember
1993 über die Beteiligung der Träger öffentlicher
Belange bei Verfahren nach dem Baugesetzbuch
mit Verzeichnis der Träger öffentlicher Belange
(ABl. 1994 S. 26)

- Änderung und Ergänzung des Runderlasses
Nr. 1/1994 vom 27. Dezember 1993 des Ministers
für Stadtentwicklung, Wohnen und Verkehr über die
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange bei
Verfahren nach dem Baugesetzbuch mit Verzeich-
nis der Träger öffentlicher Belange vom 20. Mai
1996 (ABl. S. 669).

9. Geltungsdauer

Dieser Erlass verliert am 31. Dezember 2005 seine Gül-
tigkeit, sofern er nicht erneut in Kraft gesetzt wird.
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Anlage 1
Verzeichnis der Träger öffentlicher Belange
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Anlage 2
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Richtlinie zur Gründungs- und
Wachstumsfinanzierung

Gemeinschaftsaktion von Bund,
Land Brandenburg und DtA

Bekanntmachung des
Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand

und Technologie
Vom 21. September 1999

Das Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und Technologie
gibt die Richtlinie zur „Gründungs- und Wachstumsfinanzie-
rung”, eine Gemeinschaftsaktion von Bund, Land Brandenburg
und der Deutschen Ausgleichsbank (DtA), bekannt. Die 
Richtlinie tritt ab dem 1. November 1999 in Kraft. Gleichzeitig
tritt die Richtlinie des Ministeriums für Wirtschaft, Mittelstand
und Technologie über die Gewährung von Krediten aus dem
Fonds zur Förderung der mittelständischen Wirtschaft in Bran-
denburg (Mittelstandskreditprogramm - MKP -) vom 17. De-
zember 1991 in der Fassung vom 4. Februar 1993 mit Ergän-
zungen vom 24. November 1997 (Mittelstandskreditprogramm
- MKP-II -, ABl. 1998 S. 4) außer Kraft.

Gründungs- und Wachstumsfinanzierung
Gemeinschaftsaktion von Bund,

Land Brandenburg und DtA
Richtlinie

Im Rahmen der Kooperation der Deutschen Ausgleichsbank
(DtA) mit dem Ministerium für Wirtschaft, Mittelstand und
Technologie des Landes Brandenburg (MW) werden das DtA-
Existenzgründungsprogramm und das Mittelstandskreditpro-
gramm-II durch diese Richtlinie ersetzt. Die Programmdurch-
führung erfolgt durch die Deutsche Ausgleichsbank (DtA) und
die InvestitionsBank des Landes Brandenburg (ILB).

1. Verwendungszweck

a) Gründung einer gewerblichen oder freiberuflichen selbstän-
digen Existenz, auch durch Erwerb oder tätige Beteiligung

b) Festigung einer selbständigen Existenz
c) Investitionen für neue oder neuartige Produkte, Dienstlei-

stungen und Verfahren (Innovationen)
d) Errichtung und Schaffung zusätzlicher sozialversicherungs-

pflichtiger Dauerarbeitsplätze
e) Betriebsmittel und immaterielle Investitionen

Alle Maßnahmen können innerhalb von 8 Jahren nach Ge-
schäftseröffnung mitfinanziert werden.

Mit dem zu finanzierenden Vorhaben soll bei Antragstellung
noch nicht begonnen worden sein. Ausgeschlossen sind die
Umschuldung bzw. Nachfinanzierung bereits abgeschlossener
Investitionsvorhaben.

2. Antragsberechtigte

Natürliche Personen sowie kleine und mittlere Unternehmen
(KMU) im Bereich der gewerblichen Wirtschaft und Angehöri-
ge der Freien Berufe (einschließlich der Heilberufe). Ausge-
nommen sind Sanierungsfälle.

Soweit die Fördermöglichkeiten aus dem ERP-Eigenkapitalhil-
fe- und dem ERP-Existenzgründungsprogramm ausgeschöpft
sind, können kleine Unternehmen mit weniger als 50 Beschäf-
tigten und max. 7 Mio. EUR (oder in DEM entsprechend) Jah-
resumsatz durch das Land Brandenburg eine besondere Förde-
rung in Form einer Zinsverbilligung erhalten. Die Zinsverbilli-
gung wird nicht gewährt, sofern für das gleiche Investitionsvor-
haben Zuschüsse aus dem Programm der Gemeinschaftsaufga-
be „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ oder
„Messeförderung“ oder „Markterschließung“ beantragt werden
oder wurden.

3. Umfang der Förderung 

Finanzierungsanteil:

zu 1 a) - d) Unter Einbeziehung öffentlicher Mittel i. d. R.
bis zu 75 % der Investitionen. Bei materiellen In-
vestitionen und Schaffung von Arbeitsplätzen er-
höht sich der Finanzierungsanteil von i. d. R.
75 % um max. 25.000 EUR (oder in DEM ent-
sprechend) je zusätzlichem Arbeitsplatz auf bis
zu 100 %. Bei der Schaffung von Arbeitsplätzen
ohne gleichzeitige materielle Investitionen be-
trägt der Finanzierungsanteil 25.000 EUR (oder
in DEM entsprechend) je zusätzlichem Arbeits-
platz.

zu 1 e) bis zu 100 %

Höchstbetrag:

i. d. R. 2 Mio. EUR (oder in DEM entsprechend)

Bei Darlehen bis zu max. 500.000 EUR (oder in DEM entspre-
chend) können kleine Unternehmen mit weniger als 50 Be-
schäftigten und max. 7 Mio. EUR (oder in DEM entsprechend)
Jahresumsatz eine Zinsverbilligung durch das Land Branden-
burg erhalten.

4. Darlehenskonditionen

Laufzeit, Zinssatz und Zinsverbilligung:

zu 1 a) - d): - bis zu 10 Jahre, davon bis zu 2 tilgungsfreie
Jahre. Festzins für gesamte Laufzeit.

- bis zu 20 Jahre, davon bis zu 3 tilgungsfreie
Jahre. Festzins für die ersten 10 Jahre, danach
wird der Zinssatz unter Zugrundelegung des
ggf. geänderten Zinsniveaus für die Restlauf-
zeit neu festgelegt.
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- 15 Jahre, rückzahlbar in einer Summe am
Ende der Laufzeit. Festzins für die ersten 10
Jahre, danach wird der Zinssatz unter Zu-
grundelegung des ggf. geänderten Zinsni-
veaus für die Restlaufzeit neu festgelegt.

zu 1 e): - 5 Jahre; rückzahlbar in einer Summe am En-
de der Laufzeit. Festzins für die gesamte
Laufzeit. 

- 6 Jahre; davon bis zu 1 tilgungsfreies Jahr
Festzins für die gesamte Laufzeit.

Die Zinsverbilligung kann für max. 10 Jahre gewährt werden. 

Die Zinssätze werden jeweils am Tage der Zusage festgelegt.
Die jeweils gültigen Zinssätze sind in den Übersichten „Aktuel-
le Konditionen der Kreditprogramme“ der Deutschen Aus-
gleichsbank (DtA) und der InvestitionsBank des Landes Bran-
denburg (ILB) aufgeführt, die laufend aktualisiert und veröf-
fentlicht werden. 

Auszahlung:

zu 1 a) - d): 96 % 

zu 1e): 100 % 

Bereitstellungsprovision:

0,25 % pro angefangenen Monat, sofern die Darlehen nicht spä-
testens bis zum Ultimo des ersten auf die Zusage folgenden
Monats bei der Deutschen Ausgleichsbank (DtA) bzw. bei der
InvestitionsBank des Landes Brandenburg (ILB) abgerufen
werden. 

Risiko:

Volles Hausbankrisiko. Auf Antrag der Hausbank kann eine
50%ige Haftungsfreistellung bei Darlehen bis zu 2 Mio. EUR
(oder in DEM entsprechend) gewährt werden. Bei Inan-
spruchnahme der Haftungsfreistellung erhöht sich der Zinssatz
um 0,75 % p. a. Bei der 15jährigen Laufzeitvariante mit End-
fälligkeit ist keine Haftungsfreistellung möglich.

5. Antragsverfahren

Anträge werden auf den dafür vorgesehenen Vordrucken bei je-
dem Kreditinstitut (Hausbank) nach Wahl des Antragstellers
eingereicht.

Ein Rechtsanspruch auf Kredite und Haftungsfreistellungen aus
diesem Programm besteht nicht.

Ruhestand kommunaler Wahlbeamter auf Zeit 
mit Ablauf der Amtszeit sowie bei Umbildung 

von Behörden und nach Abberufung

Runderlass des Ministeriums des Innern 
in kommunalen Angelegenheiten, Nr. 16/1999

Vom 6. September 1999

Zur Anwendung der §§ 90, 91 und 92 Abs. 2 des Landesbeam-
tengesetzes (LBG) in Verbindung mit § 130 des Beamten-
rechtsrahmengesetzes (BRRG) nach Änderung des § 146 LBG
sowie dem Wartezeiterfordernis ab 1. Januar 1999 für die Ver-
setzung in den einstweiligen Ruhestand nach Abberufung eines
kommunalen Wahlbeamten und bei der Umbildung von Behör-
den und Körperschaften werden nachstehende Hinweise gege-
ben:

1. Mit Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung beamten- und
richterrechtlicher Vorschriften vom 21. Dezember 1998
(GVBl. I S. 234) wurde § 146 des Landesbeamtengesetzes
(LBG) um zusätzliche Ruhestandsregelungen ergänzt.

Der maßgebliche Regelungsinhalt des Runderlasses II 
Nr. 2/1998 ist mit dieser Rechtsänderung gegenstandslos
geworden. 

Der Runderlass II Nr. 2/1998 vom 30. März 1998 (ABl. 
S. 447) wird aufgehoben.

2. Gemäß Artikel 6 des Versorgungsreformgesetzes 1998 vom
29. Juni 1998 (BGBl. I S. 1666, 1672) wurde § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 des Beamtenversorgungsgesetzes (BeamtVG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezember
1994 (BGBl. I S. 3858), zuletzt geändert durch Artikel 6
des Gesetzes vom 24. März 1997 (BGBl. I S. 590), mit
Wirkung vom 1. Januar 1999 (Artikel 24 Abs. 1 des Versor-
gungsreformgesetzes) ersatzlos gestrichen. 

Zur Versetzung in den einstweiligen Ruhestand ergehen da-
her folgende Hinweise:

a) Eine Versetzung in den einstweiligen Ruhestand ist
nicht mehr unabhängig von der Erfüllung der in § 4
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 BeamtVG festgelegten fünfjährigen
Wartezeit zulässig. Es handelt sich dabei um unmittel-
bar geltendes Bundesrecht, so dass  landesgesetzliche
Regelungen, die dies nicht berücksichtigen, insoweit
nicht mehr angewendet werden dürfen. Eine Versetzung
in den einstweiligen Ruhestand ist ab 1. Januar 1999
nur bei Erfüllung der Wartezeit zum Zeitpunkt der Be-
endigung der Wahrnehmung des Amtes zulässig.

b) In die Wartezeit von fünf Jahren werden außer der
Amtszeit im Beamtenverhältnis gemäß § 4 Abs. 1 
Satz 3 BeamtVG die Zeiten eingerechnet, die kraft ge-
setzlicher Vorschrift als ruhegehaltfähig gelten oder
nach § 10 BeamtVG als ruhegehaltfähige Dienstzeit
berücksichtigt werden.



Danach wird als Wartezeit außer einer Beamtenzeit ins-
besondere die Zeit eingerechnet, die der Beamte vor
seiner Berufung in das Beamtenverhältnis seit dem 
3. Oktober 1990 in der Funktion, aus der heraus er in
das Beamtenverhältnis berufen wurde, als Angestellter
zurückgelegt hat.  

Nicht für die Wartezeit zu berücksichtigen sind gemäß
§ 4 Abs. 1 Satz 4 BeamtVG Zeiten, die der Beamte vor
dem 3. Oktober 1990 im Beitrittsgebiet zurückgelegt
hat. Auch Zeiten nach einer Abberufung sind für die
Wartezeit nicht berücksichtigungsfähig.

c) Abberufene Wahlbeamte, die wegen nicht erfüllter War-
tezeit nicht in den einstweiligen Ruhestand versetzt
werden können, erhalten dessen ungeachtet bis zum
Ablauf ihrer  Amtszeit eine Versorgung nach § 66 
Abs. 6 BeamtVG. Mit dem Ende der verbleibenden
Amtszeit sind diese Beamten entlassen. 

d) Beamte (Wahlbeamte und Laufbahnbeamte), die nach
Umbildung von Behörden oder Körperschaften nicht
untergebracht werden können, dürfen bei nicht erfüllter
Wartezeit nicht in den einstweiligen Ruhestand versetzt
werden. Sie sind spätestens zu dem nach § 90 LBG und
§ 91 LBG in Verbindung mit § 130 BRRG bestimmten
Zeitpunkt zu entlassen.

Es wird gebeten, die geänderte Rechtslage bei Abberufungen
und bei Gebietsänderungen zu beachten.

Erste Änderung der 
Kommunalen Amtsbezeichnungsanordnung

Runderlass des Ministeriums des Innern 
in kommunalen Angelegenheiten, Nr. 17/1999

Vom 20. September 1999

Auf Grund des § 7 Abs. 4 des Brandenburgischen Besoldungs-
gesetzes vom 4. März 1992  (GVBl. I S. 103), zuletzt geändert
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Februar 1999 (GVBl. I 
S. 21), ordnet der Minister des Innern im Einvernehmen mit der
Ministerin der Finanzen an:

1. Die Anlage zur Kommunalen Amtsbezeichnungsanordnung
vom 15. Juli 1996 (ABl. S. 774, 892) wird wie folgt ge-
fasst:
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2. Die Anordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in
Kraft.

„Anlage zur Kommunalen Amtsbezeichnungsanordnung

Lfd. Nr. BesGr Grundamtsbezeichnungen Zusätze nach Nr. 2 weitere Zusätze nach Nr. 3
(1) (2) (3) (4) (5)

1 A   6 Sekretär Technischer 4) Gemeinde-
Stadt-

A   7 Obersekretär Kreis-
Amts- 1)

A   8 Hauptsekretär

A   9 Amtsinspektor

2 A   9 Inspektor Archiv-
Bau-

A 10 Oberinspektor Bibliotheks-
Brand-

A 11 Amtmann/Amtfrau Forst-
Landwirtschafts-

A 12 Amtsrat Sozial-
Technischer 4)

A 13 Oberamtsrat Vermessungs-

3 A 13 Rat Archiv-
Bau-

A 14 Oberrat 6) Bibliotheks-
Biologie-

A 15 Direktor Brand-
Chemie-

A 16 Leitender Direktor 5) Forst-
Landwirtschafts-
Medizinal-
Pharmazie-
Psychologie-
Rechts- 2)

Sozial-
Technischer 4)

Vermessungs-
Verwaltungs- 3)

Veterinär-

1) Die Angabe dieses weiteren Zusatzes ist nur bei Sekretär, Obersekretär und Hauptsekretär zulässig.
2) Zusatz ist lediglich für Juristen, die überwiegend Justitiaraufgaben wahrnehmen, zulässig.
3) Verwendung des weiteren Zusatzes nach Nummer 3 ist zwingend.
4) Zusatz wird dem weiteren Zusatz nach Nummer 3 vorangestellt.
5) Das Wort „Leitender“ wird vorangestellt.
6) Der Wortteil „Ober“ wird dem Zusatz nach Nummer 2 vorangestellt.”



Benennung ehrenamtlicher Richter aus Kreisen 
der öffentlichen Arbeitgeber an die Sozialgerichte

des Landes Brandenburg

Erlass des Ministeriums des Innern
Vom 9. September 1999

Auf Grund des § 16 Abs. 4 Nr. 3 des Sozialgerichtsgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1975
(BGBl. I S. 2535) ordnet das Ministerium des Innern für den
Bereich des Ministeriums des Innern, für die Gemeinden und
Gemeindeverbände und für die sonstigen der Aufsicht des Mi-
nisteriums des Innern unterstehenden Behörden, Einrichtungen,
Anstalten, Stiftungen und Körperschaften des öffentlichen
Rechts an:

1. Bei Vorschlägen für die Berufung von Beamten und Ange-
stellten des Landes und der Gemeinden und Gemeindever-
bände zu ehrenamtlichen Richtern aus Kreisen der Arbeit-
geber an den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit sollen Be-
amte des höheren oder gehobenen Dienstes sowie ver-
gleichbare Angestellte benannt werden, die in ihrer dienstli-
chen Eigenschaft Arbeitgeberfunktionen oder leitende
Funktionen ausüben. Dazu gehören insbesondere Behör-
den- oder Dienststellenleiter und deren Vertreter, Abtei-
lungs- oder Referatsleiter sowie Amtsleiter. Daneben kön-
nen auch Beamte des höheren oder gehobenen Dienstes 
sowie vergleichbare Angestellte benannt werden, die mit
der Bearbeitung von Personalangelegenheiten für Arbeit-
nehmer betraut sind oder auf den Gebieten des Arbeits-, 
Tarif- und Sozialrechts tätig sind, sofern diese über beson-
dere Fachkenntnisse und Erfahrungen verfügen und auf-
grund ihrer Persönlichkeit zur Vertretung ihrer Behörde
oder Dienststelle geeignet sind.

2. Auf die persönlichen Voraussetzungen zur Berufung als 
ehrenamtliche Richter nach den §§ 16, 17, 35 des Sozialge-
richtsgesetzes und nach § 9 des Gesetzes zur Prüfung von
Rechtsanwaltszulassungen, Notarbestellungen und Beru-
fungen ehrenamtlicher Richter vom 24. Juli 1992 (BGBl. I
S. 1386) wird hingewiesen.

Berufung einer Ersatzperson
aus der Landesliste der

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD)

Bekanntmachung des Landeswahlleiters
Vom 13. Oktober 1999

Gemäß § 43 Abs. 4 Satz 2 des Brandenburgischen Landeswahl-
gesetzes vom 2. März 1994 (GVBl. I S. 38) mache ich bekannt:

Die Abgeordnete des Landtages Brandenburg, Frau Dr. Regine
Hildebrandt, hat am 5. Oktober 1999 dem Präsidenten des
Landtages Brandenburg zur Niederschrift erklärt, daß sie auf
ihre Mitgliedschaft im Landtag Brandenburg mit Ablauf des 
12. Oktober 1999 verzichtet.

Auf der Grundlage von § 43 Abs. 4 Satz 1 in Verbindung mit 
§ 43 Abs. 1 und 2 des Brandenburgischen Landeswahlgesetzes
habe ich festgestellt, daß Frau Angelika Thiel auf der Landesli-
ste der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) die
nächste noch nicht für gewählt erklärte und zu berücksichtigen-
de Ersatzperson im Sinne des § 43 Abs. 1 und 2 des Branden-
burgischen Landeswahlgesetzes ist, auf welche der Sitz von
Frau Dr. Regine Hildebrandt übergeht.

Frau Angelika Thiel hat die Mitgliedschaft im 3. Landtag Bran-
denburg durch schriftliche Erklärung form- und fristgerecht mit
Wirkung vom 13. Oktober 1999 angenommen.
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